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Soriſchritte und Hemmungen. 


Am 17. Mai v. J. hielt Adolf Hitler vor dem Reichstag ſeine 
große Rede über den Frieden: „Indem wir mit grenzenloſer Liebe 
und Treue an unjerem Volkstum hängen, reſpektieren wir die nationa- 
len Rechte der anderen Völker aus dieſer Jelben Geſinnung heraus 
und möchten aus tiefem Herzen mit ihnen in Frieden und Freundſchaft 
leben.“ Und am 24. Oktober eröffnete der Führer mit einer Rede im 
Berliner Sportpalast den Wahlkampf zum 12. November: „Wir wollen 
den Srieden, wir wollen die Verſtändigung, wir wollen aber auch 
unfere Ehre und unſer gleiches Recht.“ In dieſen Sätzen ſind Mittel 
und Siele der nationalſozſaliſtiſchen Außenpolitik auf ihre knappjten 
Sormeln gebracht. Die Liebe zum eigenen Volkstum ſchließt in ſich die 
Achtung dor der Eigenart fremder Nationen. Es gibt Totz St. Hermain 
und Derjailles keine Frage, die bei rückhaltlofer Offenheit und kluger 
präßigung nicht auf dem Wege are Vereinbarung gelöſt werden 

onnte. Das deutſche Voll ift bereit, für die Sicherung des Friedens 
ſeine Opfer zu bringen. Aber es hält an zwei Vorausſetzungen mit 
unbeirrbarer Fähigkeit feſt: an der Wahrung ſeiner Ehre als Volk 
REN der Anerkennung feiner Gleichberechtigung auf militäriſchem 

Ohren bemerkenswerteften Vorſtoß hat die von dieſen Grundſätzen 
9100 ‚Außenpolitik des Nationaljozialismus nach Often gemacht, 
ſitikern 95 Cebiet, wo eine Entſpannung und Annäherung allen Po- 
15 3 875 Genfer Suſtemis am ſchwierigſten zu verwirklichen ſchien. 
Werbe wie vor einigen Monaten noch im Olten die 
9 19 lagen Die Hrenhziehung des Verſailler Diktates 
deide En maßloſen Verbitterung der Beziehungen zwischen den 
11 ölkern geführt, Seit Jahren herrſchte ein ſtändig ver- 
been Foce und Handelskrieg zwiſchen Deutſchland und 
Holen. Als Adolf Hitler vor einem Jahre die Führung der deutſchen 
Politik übernahm, war „die Welt“ davon überzeugt, am Bor⸗ 
9 eines neuen vernichtenden Krieges ju ſtehen, 

er von dem durch Grenzen und Leidenschaften zerriffenen Oſten aus- 
geben würde. In einer Jonderbaren Verwirrung der Geiſter verjuchten 
damals, in den erſten Monaten nach der Machtübernahme durch Hitler, 
iefelben Leute, die, im Schutze einer der größten Armeen, vor den 
ankatrappen und Holzkanonen der Reichswehr erbebten, das drohende 

[ erhängnis zu bannen, indem fie mit Meſſern und Saun⸗ 
alten über die Angehörigen der deutſchen Minderheit ihres Landes 
berfielen. Mit einer peinlich wirkenden Fügſamkeit folgten alle, auch 
a preisgekrönten Antiſemiten in Polen der jüdiſchen Parole zum 
8 oukott deutſcher Waren. Und die Preſſe aller 
een rang vergebens um Worte, um ihren „Abſcheu vor 
er beidniſchen Barbarei der Hitlerleute“ zum Ausdruck zu bringen. 
Präpentivbrieg und internationaler Handelsboykott gegen das ge⸗ 
ſährliche Deutſchland waren in aller Öffentlichkeit erwogene Pläne, 
und init neu erwachter Begehrlichkeit blickten die patriotiſchen Oftjee- 
ſchwärmer auf das verlockend wehrloſe Danzig. So war es damals. 
elan vergleiche damit die gegenwärtige Lage: Die 
polniſche Regierung hat ſich, indem fie direkte Berbaud- 
Graden mit Deutſch lan d anknüpfte, bis zu einem gewiſſen 
ne von der franzöſiſchen Einbreiſungspolitik diſtanziert. Danzig 
liſche nem Schrittmacher des Friedens geworden. Auf bandelspoli- 
Dollar Gebiete find wenigftens in einigen Teilfragen ſchon deutſch⸗ 
daß iche Vereinbarungen juſtandegedommen, und man rechnet damit, 
Handels ir abſehbarer Seit auch gelingen wird, dem langjährigen 
is elskrieg durch den Abſchluß eines Wirtſchaftsabkommens ein 
ichen in machen. Der Boykott deutſcher Waren in Polen iſt im weſent⸗ 
en zuſammengebrochen. Die Beſtürzung über den Umſchwung in 


Deutſchland iſt im allgemeinen einer ruhigeren Beurteilung gewichen. 
an gewöhnt ſich auch in Polen allmählich, wenn auch zögernd und 
zum Ceil ſogar widerwillig daran, im Xationaljozialismus die auf- 
bauenden Kräfte zu ſehen. Die akute Gefahr für den Frie- 
den, die damals im Oſten beftand, iſt heute bejeitigt. 
Das ift angeſichts der außenpolitiſchen Geſamtlage, in der ſich Deutſch⸗ 
land während des erſten Jahres der nationaljozialiftiichen Herrschaft 
befand und noch heute befindet, ein unzweifelhafter Ge- 
winn — für Deutſchland ſowohl wie für Polen. 
Allerdings darf man eines nicht überſehen: Nur die akute Ge⸗ 
Jahr, nicht aber die Gefahr überhaupt ijt beſeitigt. Denn der 
Srieden iſt nicht von den Regierungen allein, ſon⸗ 
dern nur von den Negierungen in Gemeinſchaft mit 
ihren Völkern zu Jibern. In Deutſchland, wo es 
einen Swieſpalt zwiſchen Volk und Regierung nicht gibt, hat ſich die 
Umſtellung der öffentlichen Meinung von der Ablehnung zur Beſahung 
eines gutnachbarlichen Verhältniſſes zu Polen mit überraſchender 
Schnelligkeit, man kann ſagen: mit erſtaunlicher Exaktheit vollzogen. 
Aber wie ſteht es in Polen? Wenn die Warſchauer Ne- 
gierung ſich zu einer Politik des Friedens gegenüber Deutjchland 
entjchloffen und das hemmende Mißtrauen und die beſchämende Angſt 
überwunden hat, ſo fragt es ſich immer noch, ob auch die polniſche 
Offentlichkeit ihr auf dieſem Wege ju folgen bereit ift und 
über ein ähnliches Selbſtvertrauen im außenpolitiſchen Auftreten ver- 
fügt. Es iſt durchaus nicht Jo ſicher, ob die polnische Regierung aus 
einer Probe, wie fie der Nationalſozialismus vor einem Vierteljahre 
beſtanden hat, als Sieger hervorgehen würde. Es iſt klar, daß durch 
dieſe Unſicherheit immer wieder das Maß des Vertrauens, das man dem 
außenpolitiſchen Handeln der Warſchauer Regierung entgegenzubringen 
bereit iſt, herabgedrückt wird, trotzdem man weiß, daß dieſe Regierung 
ſehr wohl in der Lage iſt, auch ohne die Juſtimmung der öffentlichkeit 
ihres Landes zu handeln, und daß die faſt muthiſche Perſon des 
Marſchalls Pilſudſki bei einem großen Teil des polniſchen Volkes ein 
nahezu unbegrenztes Vertrauen genießt. 

Das nicht allein. Man muß ſich auch fragen, ob die polniſche Regie- 
rung ſelbſt ihre Verſtändigungspolitik Deulſchland gegenüber wirklich 
ehrlich und aufrichtig meint. Es gibt leider Tatjachen genug, die 
geeignet erſcheinen, hier Sweifel zu wecken. Die Haltung der 
polniſchen Preſſe, und zwar nicht nur der oppoſitionellen, 
ſondern auch der regierungsfreundlichen Blätter, iſt oft nicht dazu 
angetan, der polnischen Öffentlichkeit den Wunſch nach einer Verſtändi⸗ 
gung mit Oeutſchland zu übermitteln und ſie von der Sweckmäßigkeit 
einer ſolchen Verſtändigung zu überzeugen. Was ſich 3. B. das größle 
poluiſche Blatt, der Krakauer „Slüuftrowany Kurjer Codzi⸗ 
enny“, auch heute noch an Ausſällen gegen Deutſchland heraus- 
nimmt, das unterſcheidet ſich weder im Ton noch in der Sache von dem, 
was man von dieſem Blatt in den Seiten der „offiziellen Geguerſchajt“ 
zwischen Berlin und Warſchau gewohnt war. Vor allem gibt es zu 
denken, daß ſich ſeit dem 3. Mai, alfo ſeit dem Beginn der deulſch⸗ 
polnischen Verſtändigungsaktion, in der polniſchen Einftel- 
lung zu den deutſchen Volksgruppen in Polen bis 
heute kaum etwas geändert hat, daß . B. ein fo hoher 
Beamter, wie der Wojewode Srazyujki, es heute noch unternehmen 
kann, ſich öffentlich zu einer verſchärften Sortſetzung ſeiner Ent- 
deutſchungsmaßnahmen in der oſtoberſchleſiſchen önduſtrie zu bekennen, 
oder daß es ein regierungsfreundliches Blatt, wie die „Hazeta 
Poranna“ in Lemberg für zeitgemäß hält, die Auflöſung ſämtlicher 
deutſcher Schulen Südpoleus, die größtenteils ſeit 150 Jahre unbean- 
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ſtandet beſtehen, zu fordern, ohne daß die polniſche Regierung, die mit 
Deutſchland freundſchaftliche Verhandlungen führt und die doch un⸗ 
möglich über derartige Vorgänge nicht unterrichtet ſein kaun, von 
dieſem hetzeriſchen Treiben und von dieſer offenen Stiedensjabotage 
abrückt. Hier tritt ein bedauerliches Miß verhältnis zwiſchen 
dem außenpolitiſchen Auftreten und dem inner⸗ 
politiſchen Verhalten zutage. In Warſchau wird man be- 
greifen, daß das kein gutes Licht auf die Verſtändigungsbeſtrebungen 
wirft und daß es die höchſte Seit iſt, die Macht, die man auf inner⸗ 
politiſchem Gebiete beſitzt, auch endlich einmal dazu zu benutzen, um die 
inneren Saboteure einer friedlichen Außenpolitik zum Schweigen zu 
bringen. 

Und noch eines ſei hier erwähnt: Aus der Einſtellung mancher 
polniſcher Blätter läßt ſich entnehmen, daß fie ſich über die Be- 
weggründe des nationalſozialiſtiſchen Friedens- 
willens noch ſehr im Unklaren ſind. Es leuchtet ihnen an⸗ 
ſcheinend nicht ein, daß ſich ein Staat, der doch Herr ſeiner Beſchlüſſe 
iſt, zu einem derartigen Entgegenkommen und ju einem ſolchen 
Grad politiſcher Mäßigung bereitfinden kann, wie es das 
neue Deutſchland im vergangenen Jahre getan hat. Anſtatt ſich nun 
an dem deutſchen Verhalten, das ja keineswegs einem Gefühl der 
Schwäche, Jondern dem Bewußtsein, dem allgemeinen Frieden zu 
dienen, entſpringt, ein Beiſpiel zu nehmen, faſſen dieſe polniſchen 
Blätter die Mäßigung des dvutſchen Partners gleichſam als eine 
Einladung zur Anmeldung immer neuer und oft 
geradezu beleidigender Zumutungen auf. Ein tupiſches 
Beifpiel hierfür bietet wieder das ſchon erwähnte deutſchfeindliche 
und dabei regierungsfreundliche Krakauer Blatt in einem Artikel, 
in dem es die Abberufung des Danziger Gauleiters der 80 A P., 
Albert Sorfter, verlangt, mit der Begründung, Sorfter ſtöre die 
Entwicklung der Beziehungen jwiſchen Deutſchland und Polen und 
rufe im Korridor durch feine nationalſozialiſtiſche Propaganda eine 
ſtaatsfeindliche Hährung hervor. . 

Es ift ziemlich gleichgültig, ob man eine bewußte Böswilligkeit oder 
einen bedauerlichen Mangel an Intelligenz als Urſache ſolcher gegen 
die Verſtändigung gerichteter Störungsverſuche annehmen will. Auch 
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Dummheit iſt, auf verantwortlichen Poſten geſtellt, ein Verbrechen. 
Deutfhland wird ſich durch derartige n 
gen in Jeinem Friedenswillen nicht ſchwächen und 
von ſeinem Vorhaben, auch die gefährlichſten 
Streitfragen durch freundſchaftliche Verein- 
barung aus dem. Wege ju räumen, nicht abbringen 
la] len. Sein Wille, die Freiheit des Volkes nicht durch den Appell 
an die Gewalt, ſondern durch die friedliche Arbeit am inneren Aufbau 
für alle Zukunft zu ſichern, ſteht unerſchütterlich feſt. Aber es iſt 
nützlich, die Widerſtände zu kennen, die ſich gegen das Verſtändigungs⸗ 
werk auf polniſcher Seite immer wieder erheben. Ein Gutes hat 
die lärmende Stiedensjabotage des Krakauer „Kurjer“ und ähnlicher 
Blätter Jowie des Wojewoden Grazunſki und ähnlicher Leute: Sie 
bringen Deutſchland täglich neu zum Bemußtfein, 
ein wie ſchwieriger Partner Polen in Wirklich- 
keit ift. Sie find für die deutſche Öffentlichkeit eine täglich erneuerte 
Warnung, nicht allzu vertrauensjeelig zu ſein. Nicht um den Frieden 
mit Polen zu hintertreiben, Jondern um ſich über die Schwierigxeiten 
feiner Verwirklichung im Klaren zu ſein, werden in der deulſchen 
Preſſe die Entgleiſungen und Seitenſprünge, die ſich Zeitungen und 
enſchen in Polen noch leiſten, gewiſſenhaft regiſtriert. an hat 
in Deutſchland Verſtändnis dafür, daß eine öffen. liche Meinung, die 
Jahrzehnte hindurch in Haß und Seindſchaft erzogen und deren ganzes 
Denken auf eine grundlätzliche Ablehnung alles Deulſchen abgeſtimmt 
war, nicht in wenigen Wochen und Monaten von grundaus umlernen 
kann. Man weiß in Deutſchland auch den Ernſt und die Zivilcourage 
der Männer in Polen zu ſchätzen, die es in letzter Zeit auf ſich ge⸗ 
nommen haben, in der öffentlichkeit ihres Landes um Verſtändnis 
für Deutschland zu werben und für die moraliſche Abrüftung zu wirken, 
die damals, als ſie von einem polniſchen Außenminiſter in Genf zur 
Debatte geſtellt wurde, noch nichts anderes war als eine propagan- 
diſtiſche Cheſe und ein rhetoriſches Mittel. Man it in Deutſchland 
bereit, jeden Fortſchritt der moraliſchen Abrüſtung in der öffentlichen 
Meinung Polens freimütig anzuerkennen. Bisher war leider noch 
nicht in dem wünſthenswerten Make Gelegenheit W 
Dr. Kredel. 


Beck oder Grazynski? 


Es hätte nicht erjt noch einer Beſtätigung durch den Wojwoden 
Srafunlki bedurft — die Catſachen ſprechen ohnehin deutlich 
genug dafür, daß Kattowitz eine Politik betreibt, die 
jich mit dem Warſchauer Kurs einer deutſch⸗ 
polniſchen Annäherung nicht vereinbaren läßt. 
Srazunſki hat ſich im Schleſiſchen Sejm mit einer die Warſchauer 
Regierung geradezu kompromittierenden Offenheit zur Fortſetzung 
ſeiner bisherigen Politik einer ſuſtematiſchen Entdeutſchung der 
Wojewodjchaft bekannt. Er werde, ſagte er, für die „Stärkung 
des polnischen Kapitals“ in der Induftrie und für die 
„ſtärkere Heranziehung polniſcher qualifizierter 
Kräfte“ nach Oftoberjchlefien ſorgen. „Stärkung des polniſchen 
Kapitals“ — man weiß aus der Erfahrung der letzten elf Jahre, daß 
das nichts anderes als verſchleierten Dlebſtahll bedeutet; 
und ebenſo iſt bekannt, daß polniſche Kräfte nur dann in der oſtober⸗ 
ſchleſiſchen Industrie untergebracht werden können, wenn vorher 
deutſche Direktoren wegen angeblicher „Verfehlungen“ ins Gefängnis 
geſteckt und deutſche Angeſtellte und Arbeiter brotlos gemacht worden 
find — wegen „ſtaatsfeindlicher Geſinnung“, die ſich beſonders darin 
äußert, daß ihre Kinder eine deutſche Schule beſuchen. Wenn der 
Wojewode von der „Stärkung des polniſchen Einflujfes“ ſpricht, jo ift 
das, nach ſeinem bisherigen Auftreten zu urteilen, nur eine andere 
Bezeichnung für die el ane Entdeutſchung. 

Grazunſki hat in feiner Sejmrede durchblicken laſſen, daß er 
nicht nur in der Onduſtrie ſeine „Säuberungsaktion“ fortzujegen, 
jondern auch an eine entsprechend großzügige Entdeutſchung 
des ländlichen Grundbefiges in Oſtoberſchleſien 
heranzugehen gedenkt. Von 400 ooo Hektar befänden ſich 
205 O00 Hektar in den Händen von 275 großen Beſitzern, während 
ſich die reſtlichen 195 000 Hektar auf 7e odo Kleinbauern verteilten. 
Dieſes Unrecht muß nach der Meinung des Galiziers „wieder⸗ 
gutgemacht“ werden. Nun find den Polen durch das Genfer 
Oderſchleſien abkommen bis zum Jahre 1937 aber die Hände 
bis zu einem gewiſſen Grade gebunden; durch das Abkommen wird der 
deutſche Landdbeſitz vor der Liquidation, wie fie in den anderen ehemals 
preußiſchen Teilgebieten Polens durchgeführt wurde, vorerſt geſchützt. 
Die polniſche Preſſe beklagt ſich ſchon Jeit längerer Seit über die 
- internationale Behinderung der Grazunſkiſchen Naubpolitik. In letzter 
Geit hat ſich die Agitation für eine vorzeitige Außerkraftſetzung des 
Genfer Abkommens ſeit dem Austritt Deutſchlands aus dem Völker⸗ 
bunde merklich verftärkt. Immerhin hat der Wojewode auch ſchon im 
Nahmen der Kondention ſein Möglichſtes zur Schwächung des deutſchen 
Großgrundbeſitzes getan; und er hat in feiner Sejmrede ausdrücklich 
verſichert, daß er die Parzellierungsaktion mit er ⸗ 
höhter Energie fortſetzen werde. verſteht ſich von Jelbft, 
daß dort, wo ein deutſcher Beſitzer durch behördlichen Druck oder durch 
bewußt von polniſcher Seite geförderte Schwierigkeiten zur Parzellie- 
rung gezwungen wird, das aufgeteilte Land niemals an Deutſche, 
fondern ausſchließlich an Polen aufgeteilt wird, fo daß nahezu jede 
- Porzellierun, in Oſtoberſchleſien eine Verringerung des deutſchen 
ländlichen Vefitftandes bedeutet. 


Kattowitzer 


gegen die Heime des Deutſchen Volksbundes vor. 


Alit großer Offenherzigkeit hat ſich Hrazunſki auch über die beab⸗ 
ſichtigte weitere Uroſfelung des deutſchen Schulweſens 
in ſeiner Wojwodſchaft 1 77 7 Den Deutſchen ſoll nach Jeinen 
Worten in der ganzen Wojewodſchaft nur ein einziges ftaat- 
liches Gumnaſium, und zwar in Bielitz, verbleiben. Wenn man 
bedenkt, daß er der. den Polen der Wojewodſchaft 23 ſtaatliche Sum- 
naſien zubilligen will und daß das deutſche Clement dort immer noch 
ein Viertel der Bevölkerung ausmacht und im Durchſchnitt auf einem 
höheren Kulturnideau als die polnische Bevölkerung ſteht, dann 
kann man ſich eine gute Vorſtellung von der vielgerühmten 
„polniſchen Duldſamkeit“ auf minderheitspolitiſchem Gebiete machen. 
Im ganzen ehemaligen Abftimmungsgebiet ſoll es nach der Abficht des 
0 Wojemoden kein einziges ſtaatliches Gymnafiun mit 
deutscher Unterrichtsſprache mehr geben. Nur in dem ehemals öſter⸗ 
reichiſchen Teil der Wojewodſchaft, in Bielitz, wo die Deutjehen mehr 
als die Hälfte der Bevölkerung zählen, ſoll ihnen das Gumnaſium 
bleiben — allerdings nicht ohne daß einige deutſche Lehrkräfte durch 
nationalpolniſche erſetzt worden ſind. a 

Mit beſonderer Schärfe gehen die Grasynfkileute in letzter a 

on 
den über 50 Heimen wurden bisher 26 polizeilich geſchloſſen, in der 
Regel, weil ſie angeblich „den baupolizeilichen Vorſchriften nicht ent⸗ 


-Jprechen“ oder weil ihr Vorhandenſein „die öffentliche Ruhe und 


Ordnung gefährdet“. Vor allem dieſe letztere Begründung it 
charakteriſtiſch für die Arbeitsmethoden des Kattowitzer Wojewoden. 
Man erinnert ſich noch, wie vor einiger Seit in den verſchiedeuſten 
Orten die dort erſt vor kurzem eröffneten Volksbundheime von den 
Rowdus des Grazunſkiſchen Aufſtändiſchenverbandes überfallen, 
demoliert und beſtohlen wurden. Alſo, Jo lautet die Logik der 
Grazunſkibehörden, ſeien die Heime eine Gefahr für die Ruhe und 
Ordnung in dem ſonſt fo friedlichen Lande und es ſei Pflicht der um 
die öffentliche Sicherheit beſorgten Behörden, die Bolksgefamtheit 
vor diefen ſchädlichen Einrichtungen des „Hitleriſchen Verbandes“ zu 
ſchützen. Die friedliche Bevölkerung, jo heißt es in der polniſchen 
Hetzpreſſe weiter, fühle fi durch die Heime des Deutſchen Bolks- 
bundes mit Necht provoziert, denn in ihnen würden Polen von den 
hinterliſtigen Sendboten des Hitlerismus germanijiert. Worin 
beſteht nun dieſe „Provokation“? Der Deutjhe Volksbund hat die 
Heime errichtet, um dem Deutſchtum namentlich der kleineren Orte 
Räume für geſellige Sujammenkünfte, für kultu- 
relle Veranſtaltungen. Mufik- Lele- und Vor- 
tragsabende zu geben. Während des Winters erhalten die 
Heime noch ihre beſondere Bedeutung dadurch, daß ſie den ärmften 
Volksgenoffen, den Arbeitsloſen, eine warme Unterkunft 
und, wenn die Mittel hierzu reichen, auch ein 
warmes Eſſen bieten. Sie find alſo ausſchließlich dazu beſtimmt, 
kulturellen und ſofialen wecken ju dienen. Die Schließung 


der Volksbundheime iſt nicht nur politiſch völlig unbe- 


gründet, ſondern auch fozial unverantwortlich. Der 
Deutſche Volksbund hat ſich mit einer Beſchwerde an den Innen 
minifter Pieracki gewandt. 


. 


89 Ce 


Danzig — Schrittmacher des Friedens. 


Der iger Senatspräfident Dr. Nauſchning bat 
ſich am es in Genf vor den Vertretern der ausländiſchen 
“Prejfe über die befonderen außen- und innenpolitiſchen Probleme 
Dauzigs geäußert. Seine Ausführungen verdienen die ſtärkſte Ve⸗ 
achtung nicht nur, weil ſie ein erneutes eindeutiges Bekenntnis zum 
Srieden enthalten, Jondern auch weil fie erkennen laſlen, daß der 
Nationalfozialismus, der in Danzig eine europäifche Schlüffelftellung 
beſitzt, ſich einer großen, in bie Sukunft mweilenden Aufgabe bewußt 
in. Die wichtigſten Stellen des außenpolitiſchen Teils der Naufch⸗ 
ningſchen Rede Jeien hier nachftehend wiedergegeben: 

„Als Mitte des vergangenen Jahres der Nationalſozialismus 
in Danzig die Regierung übernahm, war eine Lage een die 
erneut zu einer gemwaltfamen Löſung zu drängen ſchien. Die Öffentlich- 
keit weiß heute, daß es im Laufe des vergangenen Jahres wiederholt 
hart am Rande einer ſolchen gewaltſamen Löfung vorbeiging. In⸗ 
zwilchen aber hat lich das völlig geändert: Die Träger einer 

eltanſchguung nationaler Difzipliu und Opfer- 
bereitſchaft wurden zu Schrittmacher eines inter 


nationalen Berftändi- 
gung“ 


„Dr. Nauſchning weilt dann auf einige der weſentlichſten Schwierig- 
beiten bin, die für eine Verſtändigung zwiſchen Danzig und 
Polen beſtehen; Jo verweiſt er unter anderem auf die Gdingener 
Srage: „Hier ſind zwei Häfen, wenige Kilometer voneinander 
entfernt. Der eine, Danzig, mit einer Jahr- 
bund erte alten Tradition Ihm wurde die Volle ju⸗ 
geſchrieben, der offene Zugang zum Meere eines anderen Volkes und 
Staates zu ſein. Der andere, Gdingen, ein mit amerikani- 
cher Energie und Schnelle aus dem Nichts ge- 
Ichaffener neuer Umſchlagshafen, der die volle Pro- 
tektion eines gläubig aufftrebenden Staates und eines leidenschaftlich 
national denkenden und diſziplinierten Volkes genießt.“ 

Die einige Möglichkeit, aus diefen unlösbar erſcheinenden Schwie⸗ 
rigkeiten herauszukommen, fei: ſich mit rückhaltlofer Offen- 
heit über alle, auch die unangenehmſten Probleme zu unterhalten und 


Sriedens, einer offenen 


bracht: „Ich Jage dies mit aller Offenheit: Es ift und war 
für uns ein Berzicht, wenn wir eine Politik der 
Verſtändigung luchten, in der wir Anſprüche auf- 
gaben — wie wir glauben, wohlberechtigte und geradezu einklag- 
bare —, wenn wir auf die Poſition verzichteten, die 
uns nach dem Vertrage von Verlailles als große 
Handels empore in Ausjibt geſtellt worden war. 
Cs it ein Verzicht im Intereſſe des Friedens Europas. Dieſes 
Gdingen iſt dal Unabhängig vom Nechtsſtandpunkt war die Aufgabe, 
ſich mit der Exiſtenz abzufinden und eine Negelung in der Praxis 
zu juchen. 

„Die Geſchichte“, fuhr Dr. Naufchning ſort, „hat ein deutſches 
Danzig ſich jahrhundertelang in Union mit Polen erhalten ſehen. Die 
modernen Methoden der wirtschaftlichen und nationalen Auseinander- 
ſetzungen ſcheinen im Augenblick nicht die gleichen Möglichkeiten zu 
bieten, aber es läßt lich wohl denken, daß über dem 
freien Bekenntnis zur eigenen Nation und ihrem 
unantaſtbaren Schutz ſich das Feld zu größerem 
Zuſammenſchluß gan; allgemein öffnet. Anfätze 
beobachten wir bei allen Gruppen von Staaten. Es mag nicht an der 
Seit fein, ſich jetzt darüber programmatiſch zu äußern, aber eines 
ift licher, daß die nationalen Räume der europäi- 
ſchen Staaten zu klein find, um eine dauernde 
Harmonie in der eigenen Jjolierung zu finden. 
Hier liegt eine unabwendbare Entwicklung, die 
das Wagnis unferer Danziger Löſung rechtfertigt 
und ihm eine ſumptomatiſche Bedeutung gibt. Praktiſch hat fie zunächſt 
zu den Abmachungen vom Augujt und September vorigen Jahres über 
eine gemwilfe Arbeitsteilung im Danziger und Gdinge⸗ 
ner Hafen und einem weitgehenden Minderheiten/fhuß 
geführt, und fie wird demnächſt zu Verhandlungen über die 
Vereinheitlichung des Danzig⸗-polniſchen Wirt- 
Ichaftsgebietes führen. Aber das Größere, Grundſätzliche ift, 
daß, bier eine Kooperation anſtatt einer Konkurrenz 


lich mit 
Politik zu bekennen. 


derjelben Qiückhaltlofigkeit zu einer friedlichen 
Danzig habe für den Frieden Opfer ge- 


gelucht und als moglich befunden wurde, welche es erfpart, 
unlösbare Probleme löſen zu wollen. 
Ebene von ſelbſt erledigen laſſen.“ 


die ſich vielleicht auf höherer 


Die Frage der Danziger Lerfaſſung. 


Mon hatte erwartof.- daß No Porierang Fw OF. abt -Ounzig 
in Genf eine Anderung der Verfaffung beantragen würde. Sie hat 
einen ſolchen Antrag bisher nicht gestellt. Daß ſie eine Verfajlungs- 
reform aber nach wie vor für notwendig hält und zu einem ſpäteren 
Heitpunkt auch in Genf zu beantragen gedenkt, geht aus den Er⸗ 
klärungen hervor, die Senatspräfident Or. Nauſchning am 18. Januar 
vor den Genfer Vertretern der ausländiſchen Preſſe abgegeben hat: 

„Stiede und Brot find der Nero unjerer Miſſion, und ſie bedingen 


den doppelten Frieden der Stände und Klaſſen eines Volkes und der 
diefen Anfen deer. Alles andere iſt zweitrangig. Was bedeutet 


ufgaben gegenüber, wenn man fie mit Erfolg löſt, der An- 

50 von “Parteien, die ſich überlebt haben? Immerhin ſind wir in 
ang vorübergehend mit anderen Parteien eine Koalition ein- 
gegangen, obwohl wir von vornherein die abſolute Mehrheit hatten. 
Wir haben die anderen Parteien nicht äußerlich 
überwunden, Jondern fie verfallen von ſelbſt durch 
anlere Erziebungsarbeit, Wohl aber gibt es aloyiale 
Elemente, Sührer ohne Gefolgſchaft, Kritiker 
ohne Sielund Ber ufung, ſie haben keine Exijtenzberechiigung, 

denn all dies, was geſchehen iſt: die Befriedung und Arbeits- 
beſchaffung, die Überwindung des KRlafjenkampfes und die Beleitigung 
elles ſubalternen Nationalitätenkampfes, alles dies war und ift nicht 
möglich obne eine ſtarke Autorität der Regierung. Wir ſind nicht die 

Erſlen und die Einzigen, die dies bekennen. Aber man macht dieſe 
utorität des Staates uns ſchwer. In einer Hafenftadt wie Danzig 

mit allen Gefahren einer fremden, leicht eindringenden Agitation und 

Inneren Jerſeßung foll ſtaatsbürgerliche Freiheit nach dem Wunfche 
maucher gleichbedeutend mit Sügellojigkeit- Jein. Als man unferer 
uationalſozialiſtiſchen Regierung in Danzig nicht 
mebr nachſagen konnte, daß Jie den Frieden der 
Welt. fören wolle, verunglimpfte man unjere be⸗ 
rechtigte Geſetzgebung zum Schutze der Nuhe und 
Sicherbeit und zur Aufrechterhaltung des Zriedens 
als blutrünſtige Tyrannei. Geſetze, wie fie jeder, auch der 
liberalſte Staat heute für unvermeidlich hält, wurden als Verjtöße 
gegen eine vom Völkerbund garantierte Verfaſſung gebrandmarkt. 

k „»Eine harte Seit verlangt auch harte Geſetze. Unſere Stiedfertig- 
eit iſt nicht die eines Pazifismus aus dem Glauben an die abfolute 
züte des Menfchen, sondern die einer ſehr realen Einſchätzung der 

allgemeinen menschlichen Gebrechlichkeit. Verfaſ fungen kön nen 

geändert werden, ſelbſt wenn fie unter Garantien 


Neben. Sie find mit der Geſetz Aus = 

. b gebung der Aus 
druck der Entwicklungslage eines Volkes und 
N in lebendiger Sortentwicklung; und dieſe 
Sana der autonomen Willensbildung des Volkes und feines 


tes. Wenn wir jetzt nichts in dieſer Richtung zu veranlaflen 
peablichtigen, Jo deshalb, weil wir Nuhe und Stabilität der Ver⸗ 
altniffe als erftes Erfordernis unferer ſchweren Lage betrachten.“ 


* Pone-kovenuel- v. Os. war es zu ehem offenen“ Konflikt zwifchen 
dem Danziger Senat und der ſchwarzzroten Oppofition in 
Danzig gekommen; das Sentrumsorgan, die „Danziger Landes- 
zeitung“, und das Warxiftenblatt, die Danziger „Volks 
ſtimme“, hatten in ausfälliger Weile an der Perfonalpolitik des 
Senates herumkritiſiert und ſchließlich gegen den Senat den Vor- 
wurf des Verfaſſungsbruches erhoben. Als die Regierung 
daraufhin die beiden Blätter für die Dauer von einer bzw. acht Wochen 
verboten hatte, hatten ſich die betroffenen Verlage, ohne die Ent⸗ 
ſcheidung des Senats auf ihre Beſchwerde abzuwarten, ohne -alfo den 
vorgeschriebenen Rechtsweg erſchöpft zu haben, mit einer Klage an 
den Kommiſſar des Bölkerbundes gewandt. Der Senat hatte ſich, um 
dieſem Treiben ein Ende zu machen, gezwungen gejeben, die Unter⸗ 
zeichner der Völkerbundsbeſchwerde in Schutzhaft zu nehmen. Jetzt 
hat ſich der Völkerbundsrat mit dieſer rage befaßt. Der engliſche 
Außenminijter Sir Simon hat als Berichterſtatter des Rates für 
Danzig zu der Stage, ob der Senat durch die Seitungsverbote und 
die Inhaftierung der ſchwarz⸗roten Saboteure die vom Völkerbund 
garantierte Verfaflung des Freiſtaates verletzt habe, am 18. Januar 
Stellung genommen. Da die beiden Blätter nach Ablauf der Verbots⸗ 
friſten wieder erſcheinen, die ſeinerzeit verhängte Schutzhaft wieder 
aufgehoben iſt und überdies einer der Beſchwerdeführenden feine Unter⸗ 
schrift aus freien Stücken bereits zurückgezogen hat, hat für den 
Bölkerbund kein Anlaß mehr vorgelegen, ſich mit den Einzelheiten der 
Angelegenheit zu befaflen. Simon ſtellte in ſeinem Bericht u. a. feſt, 
daß das Petitionsrecht der Danziger Staatsangehörigen nicht ge⸗ 
ſchmälert werden dürfe, daß aber die Völkerbundsinſtanzen ver⸗ 
pflichtet ſeien, vor der Behandlung einer Petition zu prüfen, ob die 
Petenten den vorgeſchriebenen Rechtsweg eingebal- 
ten haben; die Preflefreibeit gelte auch in Danzig nur im 
Rahmen der beſtehenden Geletze. 


Senatspräſident Dr. Nauſchning konnte in Jeiner Erwiderung auf 
den Bericht des engliſchen Außenminiſters erklären, daß ſich die 
Danziger Regierung, wie in der Vergangenheit, jo auch in der Su- 
kunft, bei allen Maßnahmen der Geſetzgebung und Verwaltung im 
Rahmen der Verfaſſung halten werde und daß das Petitiousrecht der 
Danziger Staatsangehörigen nach wie vor unangetaſtet bleibe. Das 
Ergebnis ift alſo: Der Senat hat die Verfaflung nicht 
verletzt. Der Verſuch des [chwarz⸗roten Klüngels, 
den Völkerbund gegen die nationalfozialiſtiſche 
Regierung zu mobiliſieren, iſt im weſentlichen ge⸗ 
ſcheitert. Sentrum und Marxiſten haben keinen Freibrief für ihre 
ſtaatsfeindliche Hetze erhalten. Sie haben zwar das formale Necht, 
ſich über den Abbau ihrer volksfeindlichen Bonzenherrlichkeit vor einer 
ausländiſchen Injtanz ju beklagen; ſie müjfen aber zur Kenntnis nehmen, 
daß es letzten Endes doch allein von 


der nationalſozialiſtiſchen 
Regierung abhängt, was mit ihnen geſchieht. 


eee eee 


96% 


ur 


Der Fall Pant. 


Der Suſammenſchluß der deutſchen Parteien in Oſtoberſchleſien, 
der vor einigen Monaten mit jo günſtigen Ausſichten in Angriff 
genommen wurde, iſt noch immer nicht zuſtandegekommen. Das 
lebendige Bewußtſein der Volksgemeinſchaft, das in allen Schichten 
der deutſchen Bevölkerung Oſtoberſchleſiens lebt, hat die geiſtige 
h und das perjönliche Seltungsbedürfnis der alten Partel- und 
Verbandsbürokratie noch nicht überwunden. Die Auseinanderſetzungen 
wiſchen der „Deutſſchen Partei“ und der „Jungdeutſchen 
Parte ie, die beide die alleinige Führung des geſamten Deutſchtums 
für ſich beanspruchen, haben noch immer nicht zu einer Klärung 
geführt. Die alten oltoberſchleſiſchen Jentrumsführer hatten verſucht, 
ihre „Deutſche Katholiſche Volkspartei“, indem ſie 
dieſe in „christlich“ umtauften, zum Sammelbecken für das nach 
Einigung und Überwindung der alten Parteienwirtſchaft ſtrebende 
Deutſchtum zu machen; man kann wohl fagen, daß ſich dieſer Verſuch 
als eine verfehlte Spekulation herausgeſtellt hat. Unter dem 
Eindruck der geiſtigen Wandlung, die ſich nach dem Siege der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung im Reiche auch innerhalb des 
oſtoberſchleſiſchen Deutſchiums vollzogen hat, hat ſich das Organ 
der „Deutſchen Katholiſchen (etzt Christlichen) Volkspartei“, 
der „Oberſchleſiſche Kurier“ in Königshütte, unter Aus- 
beotung ſeines unzeitgemäß gewordenen Chefredakteurs aus dem 
jentrümlichen Sahrwaſſer gelöſt. Der Hauptvertreter des alten 
orthodox- klerikalen Kurſes, Senator Dr. Pant, iſt nicht nur beim 
Deutſchen Volksbund abgehängt worden, ſondern in zunehmendem 
Maße auch in den Neihen ſeiner eigenen Partei auf wachjende Wider— 
ſtände geſtoßen. 


Auf Dr. Pant ſcheinen die Polen ihre größte Hoffnung zu ſetzen. 
Von ihm erwarten ſie, daß er feinen — allerdings ſtark verringerten — 
Einfluß auf die katholiſchen Deutſchen Oſtoberſchleſiens aufbieten wird, 
um ein Suſtandekommen der Deuiſchen Volksgemeinſchaft zu hinter- 
treiben. Von ihm erwarten -fie, daß er mit den alten klerikalen 
Parolen, im Namen der Kirche und zum Nutzen der Polen, die 
deutſche Swietracht erhält. In einen: aufſehenerregenden Artikel hat 
das Organ des Wojewoden Grazunſki, die „Polfka Sachodnia“ 
am 10. Januar über eine Rede berichtet, die Dr. Pant am 6. Januar 
auf einer in Kattowitz abgehaltenen Delegiertenverſammlung der 
„Chriſttlichen Volkspartei“ gehalten hat. Es iſt ju bemerken, daß 
dieſes polniſche Blatt natürlich kein Intereffe daran hat, die Meinungs- 
verſchiedenheiten innerhalb der deutſchen Volksgruppe zu mildern und 
zu vertuſchen. Man iſt von vornherein alſo geneigt, an dem, was nach 
dem Bericht dieſes Blattes Dr. Pant in der erwähnten Verſammlung 
geſagt haben ſoll, einige Abſtriche zu machen. Man kann es ſchwer 
glauben, daß ein Mann, der für ſich den Titel eines deutſchen Volks- 
tumsführers beanſprucht, in einer derartig ausfallenden Weiſe 
gegen die deutſche Sreiheitsbemegung aufgetreten ſein ſoll, wie 
es die „Polfka Sachodnia“ eingehend ſchildert. Das Blatt 
Schreibt u. a.: „Unerhört ſcharf kritiſierte der Redner (d. i. 
Dr. Pant) die jetzige deutſche Negierung. Er erklärte, daß fie eine 
gottloſe Negierung ſei, die alles, was ihr im Wege geſtanden 
habe, mitbrutaler SHewalt weggefegt habe. Herr Dr. Pant 
fieht voraus, daß dieſe Regierung nicht von langer Dauer fein werde, weil 
man Gott vergeſſen habe und in eine Art Heidentum 
oder heidniſches Chriſtentum verfallen ſei.“ Wieder- 
holt hebt die „Polſka Zachodnia“ weiter hervor, daß Pant in feiner 
Rede mit kraffer Schärfe von dem Gedanken einer 
deutſchen Volksgemeinſchaft (einer „Phraſe, die in 
Deutſchland ſehr modern geworden ſei“) abgerückt ſei. Gegen die 
deutſche Jugend, die fich zu aktiver Mitarbeit an der Geſtaltung 
des h Schickſals drängt, habe er den Vorwurf erhoben, daß 
fie ſich bisher nur durch die Sertrümmerung wertvollen Porzellans 
und durch die Inanfpruchnahme des Staatsanwaltes hervorgetan 
habe. Bon den Bolksbundheimen fol Dr. Pant in 
ironiſchem Ton geſagt haben, „man habe fie in verſchiedenen Löchern 
des Kreiſes Pleß errichtet, von denen man bislang noch nicht gehört 
habe, daß es dort Deutſche gebe“; und ein anderer Redner ſoll die 
Heime als „elende Buden“ bezeichnet haben, in denen „die unüberlegte 
Angriffsluſt“ der von einer „unerhörten Frechheit und Gemeinheit be— 
ſeſſenen Hitlerſchen Jugend“ angefacht werde. Die Führer der anderen 
Parteien Joll Pant als Materialiſten, „die eine Sutterkrippen- 
politik betreiben“, hingeſtellt haben. In der Tätigkeit der Deutſchtums⸗ 
organisationen ſoll Pant — immer nach dem Bericht des Grazunſki- 
Blattes — eine fortgeſetzte Provokation des polniſchen 


Volkes erblicken. Aber kein Volk, Jo foll er geſagt haben, könne 


ſtraflos herausgefordert werden, „am wenigſten von einer nationalen 
Minderheit, von der ein großer Ceil zwar von der Loyalität gegenüber 
dem Staate faſele, in der Tiefe des Herzens jedoch ganz anders denke 
und nicht mehr die Seit abwarten könne, da hier dieſelben Zuftände 
wie im Neiche einträten“. Schließlich foll ſich Dr. Pant auch über 
jeine — übrigens auch ſonſt ſchon bekannte — Abſicht geäußert haben, 
eine neue, im rein klerikalen Sinne geleitete Zeitung zu gründen, 
die als Organ der „Chriſtlichen Volkspartei“ dienen ſoll, nachdem der 
„Oberſchleſiſche Kurier“ von der Politik der ſturen Zentrumsleute ab- 

rückt iſt. Auf die Frage nach Ziel und Tendenz feines neuen Blattes, 
abe Pant noch erklärt, daß es „eine einträgliche Juſammenarbeit 
wiſchen den Polen und der deutſchen Minderheit ermöglichen ſolle“; 
. Jolle die Polen davon überzeugen, „daß. der Teil der deutſchen 

inderheit, der in der deutſch⸗chriſtlichen Partei organiſiert ſei, auf 


dem Boden der Catſachen ſtehe ... und daß die Partei mit Srenz⸗ 
reviſion und Nationalſozialismus nichts zu tun habe“. Die „Polfka 
Sachodnia“ findet am Schluß ihres Berichtes einige verdächtig 
herzliche Worte für Dr. Pant; er muß, fo ſagt Jie, „in der 
letzten Seit offenbar viel durchgemacht, erlebt und nachgedacht haben, 
wenn er ſich zu einer klaren Verurteilung des bisherigen deitruktiven 
Arbeitsſuſtems des Volksbundes entſchloß“. 

Soweit der Bericht des polniſchen Blattes! Die Angriffe, die 
Dr. Pant dieſem Berichte zufolge gegen Deutschland und die deutfche 
Volksgruppe Oberſchleſiens gerichtet haben Joll, ſind fo ungeheuerlich, 
daß die deuifchen Blätter in Kattowitz und Königshütte mit Recht 
von Dr. Pant eine perjönliche Stellungnahme verlangten. Pant hat 


mit dieſer von ihm verlangten Erklärung ziemlich lange gezögert. 


Verſchiedene deutſche Zeitungen haben ſich an ihn mit dem Anerbieten 
gewandt, eine Erklärung von ihm in ihren Spalten zu bringen. 
Dr. Pant machte von dieſem Angebot keinen Gebrauch. Und auch als 
er am 19. Januar gelegentlich der Haushaltsdebatte im Schle- 
ichen Sejm auf die Sache fu ſprechen kam, weigerte er 
ſich, eine grundſätzliche Erklärung zu geben. Es war, nebenbei be- 
merkt, das erſtemal, daß ein deutscher Abgeordneter die Sejm⸗ 
tribüne dazu benutzte, nicht um ſich mit den Gegnern auf 
polniſcher Seite, ſondern mit einem Keil der deutſchen Volks- 
gruppe auseinanderzujegen. Dr. Pant hat im Sejm im weſent⸗ 
lichen Folgendes über ſeine Auffaſſung von den Verhältniſſen 
innerhalb der deutſchen Volksgruppe gefagt: Innerhalb der deutſchen 
Minderheit ſeien „in den letzten Monaten verſchiedene nicht gerade 
erfreuliche Erſcheinungen zutage getreten, die im Intereſſe der Minder 
heit ſelbſt einer Klärung bedurften“. Er habe ſeit jeher den Stand- 
punkt vertreten, „daß die Minderheit ſich von jedem 
äußeren Einfluß freihalten muß, daß Sie ihr Ci⸗ 
genleben ſelbſtändig nach ihren Bedürfniſſen for- 
men und geftalten ſoll“ (allo auch ohne geiſtige Verbundenheit 
mit dem Mutterland ?). Aus der Lage, in der ſich die deutſche Volks⸗ 
gruppe befinde, ergebe ſich die Notwendigkeit ſowohl einer Ver- 
ſtändigung mit den Behörden des Staates, in dem 
ſie lebe, wie mit dem Volke. mit dem fie lebe. Die Verwirklichung 
ihrer Rechte, auf die ſie nicht verzichten könne, habe die deutſche 
Alinderheit durch Sühlungnahme mit den polniſchen Behörden zu Juchen. 
Eine Beſſerung der Verhältniſſe könne nur durch eine Entgiftung 
der Atmoſphäre und durch eine Verwirklichung chriſt⸗ 
licher Sittengrundſätze erfolgen. Die deutſche Minderheit 
habe die Brücke zwiſchen den beiden Völkern zu bilden. 
Die Gedanken, die Dr. Pant hier entwickelt hat. ſind, weiß Gott, 
alles andere als neu. Wenn er von dem Willen ſpricht, mit dem 
polniſchen Staatsvolke in gutem Einvernehmen zu leben, jo hat er da- 
mit nur das wiederholt, was für alle deutſchen Kreiſe in Polen eine 
glatte Selbſtverſtändlichbeit, weil eine allgemein anerkannte Notwendig- 
keit iſt. Dr. Pant, fo ſchreibt die „Kattowitzer Zeitung“ mit Recht, 
beſitzt weder das Monopol für chriſtliche Seſin⸗ 
nung, noch für politiſches Verantwortungs bewußt 
lein, noch für Loyalität gegenüber dem Staate. 
Weiter führte Dr. Pant in feiner Rede dann u. a. aus: Es ſei 
ſelbſtverſtändlich nicht richtig, daß er eine Negie⸗ 
rung (er habe überhaupt von keiner beſtimmten Regierung ge⸗ 
ſprochen)) als gottlos oder heidniſch bezeichnet habe, 
und. daß er dieſer oder jener Regierung den bal 
digen Untergang voraus geſagt habe. Die Innenpolitik 
im. Deutſchen Reiche gehe die Deutfchen in Polen nichts an. Er habe 
aber ſelbſtverſtändlich über die Verhältniſſe innerhalb der oſtober⸗ 
ſchleſiſchen deutſchen Volksgruppe geſprochen. „Hierbei“, fo ſagte er, 
„habe ich eine deutliche und auch wohlverſtandene Unterſcheidung ge- 


wer einen Einblick in Geſchichte und 


Weſensart des deutſchen Oſtens erhalten 


— 


will, beſuche die große Oſtausſtellung in 


Berlin, Lothringer Straße 1 Sr .werei-pias 


Die Ausſtellung iſt täglich von 19— 20 Uhr (auch Sonntags) geöffnet, 
Eintritt nur o, 20 M. 


Führungen werden nach vorheriger vereinbarung veranſtaltet. 
(Fernruf: Weidendamm 9730/31). Für Mita ieder des BDO iſt der 
Beſuch der Ausſtellung felbfiverjtändlihe pflicht. 
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macht zwiſchen den Fehlern, die auf verantwortungsloſem Partei- 
N Ken der beruhen, und ſolchen Fehlern, die im guten Glauben 
gemacht werden. Ich habe betont“, ſo fuhr er dann fort, „daß 

ür unſere Partei die christliche Lehre nicht ein 

aifonartikel, Jondern das Alpha und Omega 
unjerer Politik war, iſt und bleiben wird“. (Das 
Volkstum ſpielt für Dr. Pant wohl eine untergeordnete Rolle) Er 


iter als verfehlt bezeichnet, „daß in 
ee Ortichaften, in denen deutſches Leben 
bis dahin nur ſchwach in Srſcheinung getreten 


it, von jeiten des Bolksbundes Heime errichtet 
werden“, (Dr. Pant ſpricht den deutſchen Organiſationen alſo das 
Recht ab, das in manchen Landesteilen geſchwächte deutſche Leben zu 
neuer Kraft zu erwecken; er hält es für abwegig, dem beſonders be⸗ 
drohten Deutſchtum in der Hiaspora durch Heime uſw. kräftigende 
Stützpunkte ju geben; er will alſo, daß dieſes verſtreute Deutſchtum 
der gewaltſam vorgetragenen Poloniſierung verfällt.) Or. Pant be- 
hätigte weiter die Abſicht der Herausgabe eines neuen 
Organs; dieſes foll ab 1. Sebruar d. F. erſcheinen. 
Der von der deutſchen Preſſe nach Veröffentlichung des Berichtes 
in der „Polska Jachodnia“ von ihm verlangten eindeutigen Stellung- 
nahme, ging Dr. Pant in jJeiner Sejmrede bewußt aus dem Wege: 
„Ich laſſe mich nicht durch Prejfejenfationen zu 
öffentlichen Erklärungen zwingen, die leicht ge- 
eignet ſein können, neue Mißdeutungen nach 
beiden Seiten hin zu ſchaffen.“ Damit hat Dr. Pant zu 
erkennen gegeben, daß es in jeiner „von chriſtlichen Grundsätzen“ dik- 
tierten Parteipolitik etwas ju verheimlichen gibt. Wenn eine Er⸗ 
klärung von ſeiner Seite nach ſeinen eigenen Worten zu neuen Miß- 
deutungen führen könnte, dann kann man nur annehmen, daß er eine 
Politik verfolgt, der es an Eindeutigkeit mangelt, der man aljo weder 
auf deutſcher noch auf polnischer Seite Vertrauen entgegenzubringen 
dermag. 


Dr. Pant will, wie es beißt, ſeine ausführliche Stellung- 
nahme auf den 1. Sebruar verſchieben; an dieſem Tage 
Tell die erſte Nummer feiner neuen Zeitung erfcheinen, Als ſicher 
kann gelten — und das geht ja auch ſchon aus früheren Ereigniſſen 
hervor —, daß Dr. Pant den vom oſtoberſchleſiſchen Deutſchtum ver- 
tretenen Gedanken einer feſten, alle Klajfen- und KRonfellionsgegen- 
lätze überbrückenden Volksgemeinſchaft ablehnt, und daß er in kleri- 
kaler Beſchränktheit in Oppoſition zur nationalſozialiſtiſchen Welt- 
anfchauung verharrt. Es fragt ſich nur, wie weiter in dieſer 
Oppoſition zu gehen gedenkt, wie weit er gegebenenfalls 
auf volksdeutſche Belange ju verzichten bereit iſt im Intereſſe ver 
meintlicher katholiſcher Notwendigkeiten. Vorläufig muß man ſich 
mit der Seftftellung begnügen, daß der „Fall Pant“, den ein offenes 
und raſches Abrücken von dem Vericht der „Polska Sachodnia“ ſehr 
leicht hätte aus der Welt ſchaffen können, die Lage der deutſchen 
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Volksgruppe in Oſtoberſchleſien nicht unbeträchtlich erschwert. Denn 
die deutſchfeindlichen polniſchen Stellen jühren jetzt den Bericht der 
„Polska Sachodnia“, der die erwähnten Angriffe auf den Deutſchen 
Volksbund und die Volksbundheime enthält, natürlich als „Necht⸗ 
fertigung“ ihrer Vernichtungspolitik gegen die Volks tumsorgani- 
Jationen des oſtoberſchleſiſchen Deutſchtums ins Feld. 


Es hat keinen Zweck, den „Fall Pant“ als ein bedenkliches Zeichen 
im Leben des oſtoberſchleſiſchen Deutſchtums mit Stillſchweigen zu 
übergehen. Andererſeits iſt es aber auch nicht notwendig, ihn allzu 
wichtig zu nehmen. Weniger das oſtoberſchleſiſche Deulſchtum als 
Dr. Pant befindet ſich in einer Vertrauenskriſe. Während 
das oſtoberſchleſiſche Deutſchtum den neuen Ideen folgt, iſt Or. Pant 
zu einem Außenſeiter geworden. Das oſtoberſchlefiſche Deutſchtum 
wendet ſich, ohne — im Sinne der Kirche — Schaden an ſeiner Seele 
zu nehmen, mit dem geſunden Inſtinkt eines durch Not und Elend 
gegangenen Volkes von den Vertretern einer antiquierten Anſchauung 
ab, die Religion oder vielmehr: Konfeſſion und Politik miteinander 
vermengt. Die deutſche Freiheitsbwegung pflegt ihre Gegner nicht 
dadurch zu ſchlagen, daß ſie ſie perſönlich vernichtet, ſondern da- 
durch, daß ſie ihnen durch die Werbekraft einer glaubensſtarken Idee 
ihre Gefolgſchaft wegnimmt, dadurch daß ſie ihnen durch die Über- 
zeugungskraft aufbauender Leiſtung den Boden im Volke entzieht. 
Auch Dr. Pant wird dieſem Geſchick nicht entrinnen. 


Ein Feſtſtellung zum „Fall Paul“ iſt noch zu machen: Ganz allgemein 
und ſomit auch für Oſtoberſchleſien iſt don den reichsdeutſchen Amts- 
und Parteiftellen eine organiſatoriſche Verbindung zu 
den volksdeutſchen Gruppen im Ausland abgelehnt 
worden. Es gibt keine irgendwie organiſatoriſch erfaßten Ableger 
der 28D AP. unter den Staatsbürgern deutſchen Volkstums in nicht- 
deutſchen Staaten. Es wird von reichsdeutſchen Amts- und Partei- 
ſtellen keine nationalſofialiſtiſche Propaganda unter den Grenz- und 
Auslandsdeutſchen getrieben. Aber das ift doch klar; daß all die 
Deutſchen draußen, und gerade die, die um ihres Volkstums willen 
verfolgt werden, mit tiefer innerer Anteilnahme den Aufftieg des 
Mutterlandes im Seichen des Nationalfozialismus verfolgen, daß ſie 
den Wunſch haben, von der geiſtigen Erneuerung, die das Volk 
im Reiche in feiner Geſamtheit erfaßt und durchdringt, nicht aus- 
geſchloſſen zu bleiben. Das ift doch ein ganz ſelbſtverſtändlicher 
Vorgang. Dieſes Miterleben iſt nicht an das Übergreifen reichs 
deutſcher Organijationen ins Ausland gebunden. Eine Weltanſchauung 
voll geſtaltender Kraft, wie der Nationaljozialismus, macht an den 
willkürlich gezogenen Grenzen von 1919 nicht halt, am wenigften dort, 
wo, wie im oberſchleſiſchen Grubengebiet, unzählige Fäden des wirt⸗ 
schaftlichen und perſönlichen Lebens von der einen Seite der Grenze 
zur anderen gehen. Wenn ſelbſt nichtdeutſche Völker vom Gedanken- 
gut des Nationalfozialismus ergriffen werden, wie will man verhindern, 
daß dieſes Hedankengut Eingang findet bei denen, die eines Stammes 
und eines Geiſtes ſind mit feinen Schöpfern? 


„Mit Adolf Hitler kämpfen wir fürs Reich.“ 


Ein Jahr nationalfozialiftifcher Regierung liegt hinter uns. 
unjer Führer Adolf Hitler am 30. Januar 1953 nach 140 
Ningen die Macht übernahm, prophazeiten ihm ſeine mar xiſtiſchen 
Gegner, er werde keine drei Monate 
regieren, und dann werde das Volk mit ihm 
„abrechnen“! Nun leitet Hitler ſchon zwölf 
Monate das Deutſche Reich, aber in dieſen 
zwölf Monaten haben nicht die Marxiſten mit 
Hitler „abgerechnet“, ſondern der National- 
lofialismus hat den Marxismus und die 
Reaktion im deutschen Voll ausge- 
rottet. In noch nie geſehener Einmütigkeit 
bat ſich die gesamte Nation am 12. No- 
vember 1933 zu Hitlers Politik be⸗ 
Wa ut, mehr als 95 v. H. aller deutschen 

äbler gaben Jreudig ihr „Ja“. Wo find die 
un en, vom 9. November 1918 geblieben, 
05 tet für fie galt, ihre Weltanfchauung zu 

erteldigen?| Beutſchland befann ſich wieder 
auf ſeine größten Traditionen, die im natio- 
nalen Sozialismus eines Adolf Hitler ihre 
Wiedorauferltehung erlebten. Beſtes Erb- 
gut der Deutſchen übernahm der National- 
lozialismus mit ins neue Neich: Treue, 
Catkraft, Ordnung, Sauberkeit und An⸗ 
Ntändigkeit der Geſinnung. 
Wenn in den vergangene 
böler Traum erſcheinenden 
Regierung ein Jahr 
bielt es die Apbaitpr 


Als 


n, uns längſt als 5 
Jahren des Weimarer Sultems eine 
lang ſchlecht und recht „regiert“ hatte, 
5 elle für notwendig, dem deutſchen Unter- 
tanen in langen Lobeshumuen weitläufig auseinanderzuſetzen, wie 
ſegensreich und exfolgbringend er mißregiert worden ſeil 
em Nationalſozialiſten liegt es nicht, viel Aufhebens von dem 
zu machen, was er geſchafſen hat, weil er weiß, daß er damit 
nur feine ‚Pflicht für jein Volk getan hat. Das Jahr 1933 wird 
jedem Deutſchen, der es miterleben durfte, ftets als ein Jahr der nel⸗ 
Erimten nationalſozialiſtiſchen Reinigungs- und Aufbauarbeit in 
rinnerung bleiben, einer Politik, die Adolf Hitler und ſeine 


14jährigem Catkraft geleiſtet haben. 


An Adolf Hitler. 


Aus Bauernblut wuchs Dein Geſchlecht, 
Das ift für Deutſchland gut und recht, 
Ob Dir auch Sturm ins Autlitz ſchlug, 
Die Zauft hielt jeftgepackt den Pflug. 
Den wüſten Acker brachſt Du auf 

Und ftrenteft guten Samen drauf. 

Nun zeigt lich ſchon das erſte Grün, 
Bald wird es in den Feldern blühn. 
Acht auf den Seind, daß er aufs neu 
Nicht wieder tückiſch Unkraut fireu. 
Soft, den der Bauer recht begreift, 
Hilf Dir, bis Deine Saat gereift. 
Bring Du den Ernteſegen heim, 

So wirft auch Du gefegnet fein! 


Hans von Selgenhauer, 
Steglitz, Schloßfſtr. 30, I. 


Männer mit einer faſt an ein Wunder gemahnenden Ausdauer und 
Wer hätte es zum Beiſpiel noch vor einem 
Jahre für möglich gehalten, daß — wie es am 1. Mai 1933 geſchah — 
eine Million ſchaffender deutſcher 
Handarbeiter ſich in Berlin mit Stolz 
und Freude zum nationalen Sozialismus be- 
kannten, ſie, die jahrelang nichts anderes 
kannten, als Haß und Verhetzung, als Klaſſen⸗ 
kampf und Standesegoismus. Hätte man nicht 
jeden für verrückt gehalten, der noch vor 
Jahresfrist erklärt hätte: Am 1. Oktober 
1933 wird ein ganzes Volk, ganz gleich, 
welchen Schichten und Ständen es angehört, 
die ſegensreiche Arbeit des deutſchen 
Bauern preiſen und ehren?! Was noch 
nie ein deutſcher Kanzler oder Staatsmann 


erreicht hat, die Verbundenheit 
aller deutſchen Stämme und 
Kreiſe ju ſchaffen, — der „einfache“ 


Arbeiter und der unbekannte Soldat des 
Weltkrieges Adolf Hitler hat es vollbracht. 
Sehen wir, wohin wir wollen, ob das die 
Wirtſchaft iſt oder die Politik, die Arbeit 
oder die Kunſt, alles läuft auf ein Siel hin- 
aus, mündet in einen großen Strom: 
Deutſchland! 

Das Jahr 1933, das uns den 30. Januar 
wie den 1. Mai, den 1. Oktober wie den 12. November brachte, war 
ein Jahr des Sieges. Keinem anderen als Adolf Hitler gilt das 
Gelöbnis der Treue und der unbedingten Weiterarbeit für unſer Volk 
und Vaterland. Nicht feiger Gedanken bängliches Schwanken — uns 
öffnet das Tor zur Freiheit allein der kernige Spruch: Allen Gewalten 
zum Trutz ſich erhalten! Immer werden wir uns vor Augen halten, daß 
es für aller unſer Tun und Handeln, für aller unſer Streben und 
Leben nur einen Ceitjat geben kann: Nimmer ſich beugen, 
kräftig ſich zeigen! Das iſt unfere Parole nach einem Jahr 
nationalſozialiſtiſcher Regierung: Sturmriemen feſt! Der Kampf geht 
weiterl Alles für Deutſchlandel Horſt Kube. 
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Der polniſche Kohlenvorſtloß nach London. 


Das erſte Erſcheinen polnischer Kohle auf dem 
Londoner Tüiarkt hat in England allgemeines Aufjehen erregt. 
Die Stimmung in den englischen Bergbaukreiſen ift äußerſt gereift. 
Die polniſche Preſſe verſucht demgegenüber die Sache Jo hinzuſtellen, 
als ob angeſichts der geringen Menge polniſcher Kohle, die nach London 
gebracht worden ift, von einer polniſchen Kohleninvaſion nach England 
doch gar keine Nede ſein könne. Andererſeits geht aber aus dem 
„Kurjer Poranny“, einem der Warſchauer Regierung nahe⸗ 
fiehenden Blatt, ziemlich deutlich hervor, daß Polen mit ſeinem Vor- 
ſtoß auf den Londoner Kohlenmarkt, Jo unbedeutend er mengenmäßig 
auch ſein mag, eine ganz beſtimmte Abſicht verfolgt hat. 
Die polniſthe Kohleninduſtrie, ſchreibt das Warſchauer Blatt, hätte 
ſchon oft Gelegenheit gehabt, ſich auf dem engliſchen Markt feſtzu⸗ 
jetzen; nur aus Lopalitätsgründen habe ſie ſtets davon Abſtand ge» 
nommen. England, das klaſſiſche Land des Freihandels, könne doch 
der polniſchen Kohleuinduſtrie keinen Vorwurf daraus machen, daß [ie 
ihre Ware jedem verkauft, der nach ihr verlangt. Daß die polniſche 
Kohle billiger ſei als die engliſche, ſei ſchließlich nicht polniſche Schuld 
(2Verluſtpreiſel). Nach diefer etwas froniſchen Verbeugung 
dor dem engliſchen Wirtſchaftsliberalismus rückt 
der „Kurjer Poranny“ mit der Abſicht heraus, die Polen 
mit ſeinem Einbruch in den innerengliſchen Kohlenabſatz verfolgt 
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hat: „Es iſt anzunehmen“, ſo ſchreibt er, „daß dieſer 
kleine Swiſchen fall die engliſche ffentlichkeit 
darüber belehrt, wie notwendig eine Kohlen- 


verftändigung mit Polen ift, die den Exportinter- 
eſſen beider Staaten dienen würde, damit der gegen- 
wärtige Konkurrenzkampf auf dem engliſchen Abſatzmarkt beendigt 
werden könnte, Demnächſt beginnen zwiſchen Polen und England Wirt- 
ſchafteverhandlungen, die dazu benutzt werden könnten, um die Kohlen- 
frage zu beſprechen, und den Boden für eine internationale Kohlen- 
verſtändigung vorzubereiten.“ 

Um alſo die engliſchen Kohleninduſtriellen und Negierungsſtellen 
bei den bevorſtehenden Wirtſchaftsverhandlungen unter Druck 
zu jetzen, hat man ihnen die polniſchen Wünsche in Seſtalt 
von polniſcher Kohle gleichlam vor die Türen ge⸗ 
Jchüttet. Es fragt ſich nur, ob dieſe Demonſtration in den eng⸗ 
liſchen Wirtſchaftskreiſen die von Polen erhoffte Wirkung auslöſen 
wird. Möglicherweiſe wird auch das gerade Gegenteil der beabſichtigten 
Wirkung erzielt. Für England kann der poluifche Kohleneinbruch eine 
dringende Mahnung fein, ſich und ſein Weltreich vor der Kon- 
kurren; eines Landes, das ſeinen Export mit 
Hungerlöhnen, Verluſtpreiſen und allerlei Sub- 
ventionen forciert, durch wirkjame Maßnahmen, gegebenen- 
falls durch Verbote, zu ſchützen. Und andererſeits kann England aus 
dem polniſchen Auftreten auch die Folgerung ziehen, daß es not⸗ 
wendig it, die Länder, in denen die englische Kohle gegen die billigere 

olniſche den Wettbewerb aufnehmen muß, alſo vor allem die nor- 
iſchen Länder, durch einen ſuſtematiſch ausgebauten Rompenfations- 
handel noch feſter als bisher an ſich zu binden. 

Junächft jedenfalls hat ſich die engliſche Regierung ſofort energiſch 
gegen den erſten Einlauf polnischer Kohle gewehrt. Sie hat die 

ntladung der Kohlenſendung verboten und der Firma, 
die die Kohle gekauft hat, die Aufforderung zugehen laſſen, den Lie⸗ 
ferungsauftrag rückgängig zu machen oder die Kohle irgendwo im 
Ausland abzufetzen. Unter dem Druck der öffentlichen Meinung hat 
die Londoner Regierung weiter eine energiſche Unterfuchung dieſes 
Falles angeordnet. Für England handelt es ſich hier um eine 
Preſtigefrage. Und in dieſem Punkte läßt das alte handels- 
ſtolze Albion nicht jo leicht mit ſich ſpaßen. Polen hat fb mit feinem 
Londoner Roblenmanöver ſchwerlich neue Freunde in England erworben. 
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Prof. Birzyſzka über ſeine Reiſenach Polen. 


Einiges Aufſehen hatte die Kürzlich erfolgte Polenreiſe des Vor- 
litzenden des litauiſchen Verbandes zur Befreiung Wilnas, des Pro- 
feſſors Birzyfzka, erregt. Prof. Birzuſꝛka hat ſich nach feiner 
Rückkehr aus Polen, wo er ſich etwa einen Monat aufgehalten hat 
und u. a. auch mit Marjchall Piljudjki eine Unterredung gehabt haben 
Joll, im „Lietuvos Aidas“, dem Kownoer Regierungsblatt, über 
Jeine polniſche Neiſe geäußert. Er achte die Polen und er wünſche den 
Stieden mit ihnen, aber er werde niemals den polniſchen Im- 
perialis mus vergeſſen, „der nicht nur die Litauer, ſondern auch die 
Weißruthenen und Ukrainer verſklabt“. Die Vorausſetzung 
für eine Verſtändigung zwiſchen Litauen und Polen ſei 
die Nükgabe Wilnas. Litauen denke nicht daran, nach einer 
Rückgabe Wilnas, die Polen von dort zu vertreiben. „Die Polen“, 
ſagt Prof. Birzufzka, „die von jeher dort anſäſſig waren, werden dorf 
bleiben können, aber die Polen, die erft während der 
get der Beſetzung nach Wilna gekommen lind, die 

arſch auer und Öalizier, die werden im Wilna- 
gebiet kein Tätigkeitsfeld mehr finden.“ Prof. Bir- 
zuſzka verſichert dann, er ſei während ſeines Aufenthalts in Polen 
allen politiſchen Heſprächen aus dem Wege gegangen. (2) Er habe auch 
keinem polnischen Preſſevertreter eine Unterredung gewährt; und dem 
Vertreter des Krakauer „Sluftromany Kurjer Cod 
zienny“ habe er das erbetene Interview ſogar mit dem Bemerken 
verweigert, daß er es ablehnen müſſe, ſich mit dem Vertreter einer 
Seitung, „die dauernd auf ſchmutzige Weiſe Litauen 
und den Verband zur Befreiung Wilnas angreife“, 
zu unterhalten. Aberall ſei er in Polen auf die Bereitſchaft geſtoßen, 
mit Litauen Frieden zu ſchließen. Aber er habe auch überall feſtſtellen 
müflen, daß kein Pole auch nur daran denkt, um des 
Sriedens mit Litauen willen Wilna wieder heraus- 
zugeben. Nach den Worten Birzufzkas ſcheint in Polen eine merk⸗ 
würdige Unkenntnis über die Gründe des Serwürfniſſes mit Litauen 
gu herrſchen. Saft kein Menſch in Polen ſcheint ſich daran zu erinnern, 

aß einen Tag, nachdem in Suwalki ein Waffenſtillſtand zuſtande ge⸗ 
kommen war, Wilna von den Truppen Geligowſkis überraſchend beſetzt 
und den Litauern geraubt worden iſt. Die Polen, ſagt Prof. Bir- 
zuszka, wunderten ſich gewöhnlich darüber, daß die Litauer die An⸗ 
knüpfung normaler Beziehungen mit Polen ablehnen. Und wenn man 
dann ſage, daß ſolche Beziehungen nicht aufgenommen werden könnten, 
ſolange das nicht zurückgegeben werde, was Litauen durch den 
Bruch des Vertrages von Suwalki auf betrüge⸗ 
riſche Weiſe entri)fen worden ſei, dann zeige die Mehrzahl 
der Polen ein ungeheucheltes Erſtaunen und frage ganz naiv und ver⸗ 
wundert: „Was für ein Vertrag Joll das denn fein?“ Man ſieht alſo, 
daß die Polen in der Wilnafrage mit demſelben abſtellbaren Gedächt- 
nis zu operieren 18 das auch ihre Haltung in den deutſch⸗pol⸗ 
niſchen Hrenzfragen rakteriſiert. Was Prof. Birzuſzka hier über 
feine polnische Reife geſagt hat, macht nicht den Eindruck, als ob es 
ihm gelungen ſei, in Polen Entgegenkommen für die litauiſchen Wilna- 
forderungen zu finden. 


* 

Die Ergebnisloſigkeit der Polenreiſe Birzuſfkas wird durch eine 
Rede gleichſam beſtätigt, die der litauiſche Außenminiſter 
Dr. Saunius kürzlich gehalten und in der er über den bekannten 
Plan einer Neutralifierung der baltiſchen Staaten 
u. a. erklärt hat: Litauen habe ſich zu dieſer ganzen Angelegenheit 
offiziell nicht geäußert, denn die für Litauen ſo bedeutungs- 
volle Wilnafrage finde dabei keineswegs ihre 
Löfung. Litauen wäre zu jedem Entgegenkommen Polen gegenüber 
bereit, jedoch nur unter der Bedingung, daß Polen Wilna und das 
Wilnagebiet an Litauen zurückgibt. 


Flugverkehr Berlin — Polen — WVarſchau. 


Am 16. Januar hatten in Warſchau deutſch-polniſche 
Verhandlungen über den ſchon Jeit langer Seit auf beiden 
Seiten als dringendes Bedürfnis empfundenen Ausbau der Luft- 
verkehrsverbindungen zwischen den beiden Staaten begonnen. Schon 
nach wenigen Tagen, am 21. Januar, wurde eine Verein- 
barung über den Luftverkehr unterzeichnet. Das Abkommen, das in 
Kraft tritt, wenn es von dem deutſchen Luftfahrtminiſter Göring 


und dem polniſchen Verkehrsminiſter Butkiewic; unterzeichnet 


wird, betrifft den geJamten Linienluftver kehr zwiſchen 
dem Deutſchen Reich und Polen. Es erſetzt das zuletzt 
bis zum J. Sebruar d. J. verlängerte deutſch⸗polniſche Luftfahrt- 
abkommen von 1921, indem die bisherigen Verein- 
barungen über die Überfliegung von Gebiets- 
teilen des anderen Staates beibehalten werden. 
Woſentlich iſt aber darüber hinaus die Einrichtung eines beide Staaten 
verbindenden Luftverkehrs. Denn bisher gab es keinen Luftverkehr 
zwiſchen deutſchen und polniſchen Flughäfen. Als erſte deutſch⸗ 
polniſche Luftverkehrslinſe ſoll voraus ſichtlich 
vom Mai n. FJ. ab eine Linie Berlin — Warſchau mit 

wiſchenlandung in Poſen eingerichtet werden. Der 
Betrieb dieſer Linie ſoll gemeinſam von der Deutſchen Luft- 


banfa und der Polniſchen Luftverkehrsgeſellſchaft 
L OC. durchgeführt werden. Das Abkommen ift zunächſt auf 5 Jahre 
abgeſchloſſen. Es ſoll, falls es nicht ein Jahr vor Ablauf feiner 
Geltungsdauer gekündigt wird, ſich automatiſch um weitere fünf Jahre 
verlängern. { 

Im Zujammenhang mit den deutſch-polniſchen Vereinbarungen ge⸗ 
winnen bejondere Bedeutung die Bemühungen, den Luft⸗ 
verkehr von Polen aus auch nach anderer Nichtung 
auszudehnen. Es wird nämlich ſeit einigen Wochen zwiſchen 
der polniſchen und der ruſſiſchen Regierung über die 
Schaffung einer ſtändigen Sluglinie Warſchau— Min jk - Mos 
kau verhandelt. Falls dieſe Linie zuftande kommt und ihr Sahrplan 
in Einklang mit der Linie Berlin —Warſchau gebracht wird, wird auf 
dieſe Weiſe eine neue große europäiſche Querverbindung von Weſten 
nach Oſten geſchaffen. Die Slugdauer für die Linie Berlin —Warſchau 
iſt auf rund 3 Stunden berechnet, die für Warſchau- Moskau auf an- 
nähernd 6 Stunden. Von ſonſtigen Plänen der polniſchen Luftverkehrs 
geſellſchaft für 1034 wird mitgeteilt, daß die Abſicht beiteht. die 
Sluglinie Warſchau— Lemberg — Bukareſt in DBer- 
bindung mit der franzöſiſchen Fluggeſellſchaft Zidna nach Stambul und 
Saloniki ſowie vielleicht auch nach Kleinaſien zu verlängern. 
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„Schaffen über Europa.“ 


Unter dieſem Titel wurde kürzlich in London ein von der 
a, Silmgefellſchaft Pathé hergeſtellter 
ihm uraufgeführt, der die Stage behandelt: Iſt der 

Korridor deutſch oder polniſch? Über den Inhalt des 

Films veröffentlichte die „Königsberger Allgemeine Geitung, einen 
ericht ihres Londoner Korreſpondenten, dem wir einige I die 

deutſchfeindliche Sd besonders bezeichnende Stellen entnehmen. 

Da ift eine Szene: Der Bürgermeiſter von „Corun“ (Chorn) zeigt 
den franzöſiſchen Gäften ſilberne Gedenkmünzen, die an den Cag er⸗ 
innern, da die Bevölkerung der alten Stadt das „Joch der Ordens⸗ 
ritter“ abwarf. Er zeigt den für alle polniſche Auslandspropaganda 
unentbehrlichen deutſchen Geſchichtsatlas mit den Karten des 15., 16. 
und 17. Jahrhunderts: „Der Korridor war polniſch damals, 
Allellieurs.“ 

aß der deutſche Tranſitverkehr durch den Korridor be— 
zindert oder erschwert iſt, das iſt nach dem Film nur eine bedauer- 
iche Erfindung der Deutſchen: Aufnahmen in Schneidemühl und 
Dirſchau zeigen deutſche Neiſende an geöffneten Fenſtern, deutſche 
Sollbeamte beim Plombieren deutſcher Güterwagen. Sie zeigen Sol⸗ 
daten auf dem polniſchen Bahnſteig, einen Offizier und ein paar 
Gemeine. „Das iſt doch wohl polnifches Militär, nicht wahr?“ er= 
kundigt ſich der franzöſiſche Kameramann beim — Lokomotioführer. 
nd in eleganteſtem Franzöſiſch antwortet es von der Lokomotive 
erab: „Mals non, monsieur, ce sont des soldats allemands, qui sc 
rendrent a Ja Prusse Orientale.“ (Nicht doch, mein Herr, das ſind 
deutſche Soldaten, die ſich nach Oſtpreußen begeben.“) Es find wirk- 
lich deutſche — Uniformen. 

Dann werden Aufnahmen aus Danzig gezeigt: Eine Neihe 
von Nahaufnahmen polniſcher er am Neptuns⸗ 
brunnen, an Cürklopfern und auf den Spielhelmen einiger „zufällig“ 
vor die Kamera laufenden Kinder. Medaillons polniſcher Könige an 
Häuferfronten „beweiſen“ den polniſchen Charakter der Stadt. Neben 
dem Krantor finden ſich über einem kleineren Tor drei Wappen: 
Preußens Adler, Oſtpreußens Schild und die Danziger Kreuze. Und 
der Text dazu lautet: „Hier haben die Deutſchen ein polnifches 
Wappen geändert.“ Haben ſie? 

Der Danziger Hafen, in Wirklichkeit mit den modernſten 
Vorrichtungen unker Aufwendung großer Mittel ausgeſtattet, i ſt 
durch einige Aufnahmen der alten Zahmerk- 
PDeicher in der Umgebung des Krantors vertreten. 
Sehr maleriſch in der ſtrahlenden Sonne, aber doch ein antiquierter 


Gegensatz zu Gdingen, das in meiſterhafter Photo- 
graphie jetzt gezeigt wird. Kohlenumſchlag, Holzverladung, 
Dampfer an Dampfer. Hochbäuſer ſchießen aus der Erde, wo geſtern 
noch Jiſcherkaten ftanden: „Der größte und wichtigſte Hafen der Oft- 
ſee, Monſieur.“ 

Einige Siſcher in ölzeug verſichern den Gäſten aus Paris mit 
Hilfe eines Dolmetjchers, daß die Deutſchen wohl verſucht 
hätten, ſie während ihrer „Okkupation“ zu ger⸗ 
maniſieren, daß fie aber nie etwas anderes als Polen geweſen 
ſeien. Überhaupt erlebt der Betrachter dieſes Films nur Begeiſte⸗ 
rung, Glückſeligbeit und Jauchzen der Bevölkerung, die dem ein⸗ 
ziehenden polniſchen Regiment Blumen auf den Weg ſtreut, trotz 
deutſcher Herrſchaft ihre alten polniſchen Cänze und Weiſen nicht 
vergaß und in „Pomeranie“ von allen Sorgen befreit hinter dem 
Pfluge ſchreitet. Einen Korridor gibt es gar nicht. Das hat man 
den Silmleuten ſchon in Warſchau geſagt, als ſie aus dem Flugzeug 
kletterten und nach dem Korridor fragten. Den Abſchluß des Filmes 
bildet die jährliche Weihe polniſcher Kavalleriefahnen im Meer und ein 
gegen den Abendhimmel aufgenommener polniſther Soldat, der auf 
Grenzwacht ſteht. 


Die polniſche Preſſe veröffentlichte natürlich begeiſterte 
Berichte über den Film, der vor einiger Zeit in einem Pariſer Kino 
uraufgeführt wurde, ohne dort jedoch den erhofften Anklang zu finden, 
und der nun auch, wie der „Dzien Pomorſki“ mitteilte, in 
einem Bromberger Lichtſpleltheater vor einem — wie 
in ſolchen Fällen üblich — erleſenen Publikum gezeigt worden iſt. 
Dabei Scheint dem betreffenden Kino ein peinliches Mißgeſchick zu⸗ 
geſtoßen ju ſein. Infolge eines Maſchinenſchadens 
derjagte bei der Premiere die Sunchroniſierung, 
was für die Wirkung des Films nicht eben vorteilhaft geweſen ſein 
mag. Der „Dzien Pomorſki“ knüpft an dieſe betrübliche Mitteilung 
die geiſtreiche Frage, ob hier nicht etwa „eine Sabotage ſeitens der 
Freunde in einem Nachbarlande“ vorliegt. Das polniſche Blatt meint 
ganz ernſthaft, „es wäre doch notwendig, die Angelegenheit eingehend 
zu unterſuchen“. In Polen hat man doch wirklich jein Kreuz mit 
den Deutſchen! Nicht einmal einen Film lajlen ſie einen ruhig ge- 
nießen. Und mit dieſem Menjchen Joll man in Frieden leben? Kommt 
gar nicht in Fragel Das iſt doch wohl der Sinn der einfältigen Ver⸗ 
dächtigungen die der „Dien Pomorſki“ hier gegen irgendwelche nicht 
näher bezeichneten deutſchen Kreiſe ausjpricht. 


Baltiſche Preſſe und baltiſche Politik. 


Die Wiedergeburt der deutſchen Nation hat das Dafein aller aus- 
landdeutſchen Volksgruppen aufs nachhalligſte beeinflußt, und im 
Leiden Antlitz jeder dieſer Gruppen bleibende Spuren hinterlaſſen. 
Es bat überall in der volksdeulſchen Serſtreuung mit elementarer 
Gewalt eine Entwicklung eingeſetzt, die zur Annahme des Gedanken- 
guts der deutſchen Erneuerung führt und dadurch die Einheitaller 

eutſchen Stämme in der Welt auf weltanſchaulicher Sbene 
herstellen wird. Daß zunächſt nur das junge Seſchlecht unler den 
Auslanddeutſchen von diefer Bewegung erfaßt wurde, iſt wohl natur⸗ 
geſetzlich begründet und ebenſo, daß die Jugend der bisherigen, ich der 
neuen Seit verſagenden Führung das Vertrauen kündigen und den 
eigenen Sührungsanſpruch anmelden mußte. Man hätte annehmen follen, 
daß die aus landdeutſche Preffe ihre völkifche Aufgabe er- 
kennen und die in die Zukunft weiſenden Gedanken der neuen Be⸗ 
wegung aufgreifen und ſich zu eigen machen würde. Es iſt dies nicht 
immer und nicht überall der Sail geweſen, leider nur zu oft ift dieſe 
reſſe ein williges Werkzeug reaktionärer Beſtrebungen geblieben. 
eun man von der deutſchbaltiſchen Cagespreſſe 
Iprecheu will, fo find es eigentlich nur zwei Zeitungen, die Beachtung 
verdienen: die haupiſtädtiſchen deutſchen Tagesblätter Lettlands und 
Eltlands, die „Nigaſche Rundſchaul und die „Nevalſche 
Nele ben die auf Grund ihrer Verbreitung und ihres Cinflufſes 
licht, den Anfpruch erhoben haben, das Sprachrohr der deutſchen Öffent- 
un 95 ihrer Heimatländer zu ſein und die geiltige Haltung des öftlichen 
55 blums maßgebend widerzufpiegeln. Dieſer Anspruch, der eiuſt 
li a zu Recht beſtand, gerät jetzt immer mehr in ein bedauer- 
iches hverbäitnis zur latſächlichen Vage. . 

Die „Rigalbe Rundſchaul ill lange Jahre hindurch das 
Organ Dr. Paul Schiemanns gewesen, eines der unheil⸗ 
dollften politiker der baltifhen Nachkriegszeit, 
in allen Dingen ein getreues Spiegelbild einſtiger binnendeutſcher 
Suſlemgrößen. Seinen deutſchbaltiſchen Heimatgenoſſen gegenüber iſt 
Schiemann mit der ſchweren Schuld belaſtet, dem Einbruch liber a 
liſtiſch⸗demokratiſcher Gedankengänge, allen guten 
balliſchen Überlieferungen zum Trotz, ein Wegbereiter geweſen zu ſein. 
Schiemannfche Politik mußte nach innen zu einer Aushöhlung 
und Serſetzung des Baltentums führen und damit letzten 
Endes auch zu ſeinem Suſammenbruch, da ihre liberaliſtiſchen Aus- 
gangspunkie in unlösbarem Widerfpruch zu dem Geſetz ſtanden, nach 
dem das Baltentum ſeinen Weg in die Geſchichte angetreten hatte. Bal⸗ 
tiſche Haltung wurde immer und wird auch heute noch durch die gleichen 
echl konjervativen Grundjähe bedingt, die ju den feſteſten Bauſteinen 
deulſcher Erneuerung gehören. Nach außen hin mußte der von Schie⸗ 
mann beſchrittene Weg notwendigerweiſe zu einer allmählichen Auf- 


faugung des Baltentums durch das zahlenmäßig vielfach 
überlegene und im Beſitz der ſtaatlichen Macht befindliche Letten 
tum führen, da die völkiſche Widerſtandskraft der Balten in der Sack⸗ 
se Jeiner Politik mangels einer tragenden Idee bald hätte erlahmen 
müſſen. 

Die don der „Nevalſchen Zeitung“ und ihrem Vorgänger, 
dem „Revaler Boten“, verfolgte Nichtung — ſoweit von einer ſolchen 
angeſichts der liberaliſtiſchen Srundhaltung überhaupt die Rede fein 
konnte — unterſchied ſich wenig von der des Nigaer Blattes. Aller- 
dings muß eingeräumt werden, daß man ſich in Nevalnie ſo gan: 
und gar von allen guten Geiftern der baltiſchen 
Vergangenheit freigemacht hakte, wie das bei Dr. Schie⸗ 
mann und den Seinen der Sall war. Doch auch in Neval war man in 
der Seit vor dem 30. Januar 1933 weit davon entfernt, den politiſchen 
Vorgängen im Reich und der weltanſchaulichen Erneuerung des deut- 
ſchen Menſchen auch nur Gerechtigkeit widerfahren zu lajfen, und die 
Berichterſtattung über die Heſchehniſſe inner- 
halb der deutſchen Grenzpfähle ließ eigentlich alles zu 
wünſchen übrig. 

So konnte es geſchehen, daß die beiden größten baltiſchen Preſſe⸗ 
organe in einen Händig ſich verſchärfenden Gegenſatz zu ihrer. 
deſerſchaft gerieten, die — unbeſchadet einer gleichbleibenden 
loyaleır Einſtellung zu ihren Heimatſtaaten — den Aufbruch der deut- 
ſchen Nation mit wachſender Anteilnahme verfolgte. Je weiteren Kreiſen 
das Verſtändnis für die Leitſätze der deutſchen Erhebung aufging, um 
ſo mehr begann das Baltentum in Stadt und Land der hinter beiden 
großen Geitungen ſtehenden Führung die Gefolgſchaft zu der⸗ 
jagen. Man erkannte immer mehr, daß die innerpolitiſchen Nicht- 
linien der alten Führung eine Seblleitung darſtellten. Mon begann 
einzuſehen, daß das Keruproblem einer jeden baltiſchen 
Heimatpolitik — die Verſtändigung mit dem Let 
ten⸗ bzw. Sſtentum — auf dem bisherigen Wege parlamen- 
tariſcher Zuſammenarbeit auf dem Boden des abſterbenden demokra- 
tiſchen Sultems nicht gelöſt werden konnte und nur im Anſchluß an 
gleichſtrebende junge nationale Kräfte im anderen Volkstum zu 
löſen war. 8 

Cs mußte im lettländiſchen Deutſchtum auf allergrößtes Verſtändnis 
jtoßen, wenn in der „Rigaſchen Nundſchau“ im Frühjahr 1933 nach 
einem Wechſſel in der Schriftleitung ein erfreulicher Auf 
ſchwung in jeder Hinjicht eintrat und die Zeilung ihre Spalten einer 
Erörterung baltiſcher Erneuerungsprobleme zugänglich machte, die bis⸗ 
ber totgeſchwiegen oder bagatelliſiert worden waren. Leider war dieſe 
Wendung nicht von langer Dauer: nach einem nochmaligen Perſonal- 
wechſel in der Leitung iſt ein Rückgang eingetreten, Jo daß die un⸗ 


een 


zufriedenen Stimmen im Lande ſich wiederum mehren und der Auf nach 
einem Preſſeorgan immer dringender wird, das als Stimme der er— 
neuerlen baltiſchen Volksgemeinſchaft angeſehen werden könnte. Die 
Seitung bringt für innerbaltiſche Fragen neuerdings nur noch öntereſſe 
auf, ſoweit es ſich um die Fraktions politik der deutſch⸗ 
baltiſchen Abgeordneten im lettländiſchen Landtag handelt, 
jür die wiederum das Verſtändnis in immer breiteren Wählerkreiſen im 
Schwinden begriffen iſt. Die ſich ſelbſt als „ſachlich“ bezeichnende libe⸗ 
raliſtiſche Betriebſamkeit dieſer „Volksvertreter“ hat ganz ſichtbar einen 
luftleeren Naum geſchaffen, und mit wachſendem Befremden 
hört man Abſtimmungen der deutſchen Fraktion, bei denen wejent- 
liche deutſche Belange preisgegeben werden, um kleine 
Augenblickserfolge zu ſichern. Ein Muſterbeiſpiel „fachlicher“ Politik 
dieſes Schlages iſt das Verhalten der deutſchen Landtagsfraktion einer 
marxiſtiſchen Amneſtie vorlage gegenüber, die jeden Straf- 
nachlaß für Vergehen aus der deutſchen Okkupationszeit und der 
Landeswehrzeit ausdrücklich ausschließt. Die deutſche Fraktion hat es 


fertig bekommen, dieſer Vorlage als Ganzem zuzuſtimmen, weil einige 


Beſtimmungen derſelben vereinzelten deulſchen Heimatgenoſſen zugute 
kommen können, obgleich andererjeits die Abſicht, das gejamte 
Deutjhtum des Landes zu diffamieren, offenſichtlich iſt. 
Die jedes treibenden Gedankens entbehrende, nur auf die Einheimſung 
kleiner Vorteile und die Ausnutzung unweſentlicher Zugeſtändniſſe ge- 
richtete Pendelpolitik der deutſchen Saeimafraktion iſt nur dazu 
angetan, das ohnelin ſchwerbelaſtete Berhältnis zwiſchen 
Deutſchen und Letten noch weiter zu trüben. 


Das in ſeiner Machtſtellung bedrohte Syſtem der abſterben⸗ 
den Parteiherrſchaft ſteht in beiden baltiſchen Ländern im Ver⸗ 
zweiflungskampf gegen die Erneuerungsbewegungen der eigenen Völker, 
Letten wie Esten. Bieſes Entſcheidungstreffen um die Macht im Staate 
neigt ſich in Ejtland, wie der Ausgang der jüngſten Kommunalwahlen 
anſchaulich zeigt, immer mehr einem Siege der Freiheits- 
kampjer zu. Aber auch in Lettland ſind neben weniger ernſt zu neh- 
menden Beſtrebungen faſchiſtiſcher Prägung neuerdings innerhalb des 
Bauernbundes junge, aufſtrebende Kräfte am Werk, die eine 
Erneuerung des lettiſchen Volkes betreiben. Einer der fähigſten 
DBauernführer, Berſinſch, ein Vertreter der jüngeren lettischen 
Generation, hat ſich beſonders im Kampf um die vom Bauernbunde 
beantragte Verfaſſungsänderung hervorgetan. Daß der 
Kampf des Syſtems nicht nur den Gegnern im eigenen völkiſchen Lager 
gilt (mögen es nun die Freiheitskämpfer oder der lettiſche Pehrkonkruſt 
ſein). ſondern in der Richtung des geringſten Widerſtandes mit ganzer 
Wucht auf der deutſchbaltiſchen Srneuerungsbewegung 
laſten muß, iſt in der Lage der Dinge begründet. Hier find die Ur- 
ſachen der zügelloſen Deut ſchenhetze, die auch eben noch an- 
dauert, zu ſuchen, denn man ift lettiſcher- und eſtniſcherſeits ſtets ge⸗ 
neigt, in jedem Deutſchen ohne weiteres einen Träger der neuen völki⸗ 
ſchen Gedanken zu erblicken. Von gänzlichem Mangel an Einficht in 
dieſe Fuſammenhänge zeugt eine politiſche Jahresüberſicht in der „Niga⸗ 
schen Rundſchau“ aus der Feder eines deutſchbaltiſchen Parlamen- 
tariers, Dieſer Jünger Dr. Paul Schiemanns iſt der Meinung, „die 
Stellungnahme einiger Bolksgenoffen“ (gemeint iſt 
die neuen Gedanken aufgeſchloſſene junge Generation) zu den Ereig- 
niſſen in Deutſchland trüge nicht nur die Schuld an der Trübung 

es Verhältniſſes zwiſchen dem Reich und Lett⸗ 
land, ſondern „unbedachte Handlungen einzelner un 
verautwortlicher Volksgeno en“ (gemeint ſind wiederum 
dieſelben Kreiſe) hätten zu einer „aggrejjiven Stellung- 
nahme“ der Letten gegen das Veutſchbaltentum ge⸗ 
führt. Ein Irrtum, der für einen „verantwortlichen Volksführer“ 
eigentlich unverzeihlich iſt. Wie ſehr die Hetze gegen das Deutſchtum 
den Stempel einer künſtlichen Mache trägt und aus welch 
trüben Quellen“ ſie geſpeiſt wird, lehrt der ſogenannte Fall 
Buſch, der von der lettländiſchen Preſſe aller Schattierungen in den 
letzten Cagen breitgetreten wird. Es handelt ſich um einen jungen 
Deuiſchbalten namens Buſch, der, aus mehreren deutſchen Lehranſtalten 
Lettlands relegiert, während feiner kurzen kaufmänniſchen Berufs- 
tätigkeit ſich eines tiefen Griffes in die Portokaſſe ſchuldig gemacht hat, 
um ſich dann von der lettländiſchen politiſchen Polizei 
als Lockſpitzel verwenden zu laffen. Buſch hat ſich darauf durch 
allerhand abenteuerliche und offenbar unwahre Enthüllungen über 
angebliche hochverräteriſche Umtriebe im lettländiſchen Deutſchtum be- 
merkbar gemacht, die in großer Aufmachung in der lettiſchen Sen- 
ſationspreſſe erſchienen. Schließlich hat er in einer kleinen lettländiſchen 
Stadt in der Trunkenheit öffentlich damit großgetan, daß er von der 
politiſchen Polizei beauftragt ſei, das Deutlchtum dieſes Städtchens zu 
beſpitzeln. Dieſes letzte Auftreten ſcheint die lettländiſche Sicherheits⸗ 
behörde dann endlich von der abjoluten Untauglichkeit ihres Agenten 
überzeugt zu haben, da er dann hinter Schloß und Riegel gebracht 
wurde. Leider iſt es nicht bei ‚dieJem erheiternden Swiſchenſpiel ge- 
blieben. Wie ernſt die lettiſcherſeits eingeleitete Deutſchenverfolgung 
zu nehmen iſt, beweilt die jüngſte Preſſemeldung, wonach zwei führende 
Männer aus der baltischen völkiſch-ſozialiſtiſchen Bewegung, Ditmar 
Treu und Silbert, den Weg in den Kerker haben antreten 
müjfen, da der Staatsanwalt gegen ſie ein Verfahren wegen Zu— 
gehörigkeit zu einer politiſchen Heheimverbindung eingeleitet haben Joll. 


In Sſtland, wo die deuffchen Abgeordneten auf dem Nevaler 
Dom eine ähnliche opportuniſtiſche Politik märhen wie ihre lettländi- 
Ichen Berufsgenoffen, iſt die Entfremdung zwiſchen der parlamentarſſchen 
Vertretung des Deutjchtums und ihren Wählern fo groß geworden, daß 
man von einer Sinheitsfront aller Deutſchen gegen 
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ihre eigenen Abgeordneten reden könnte. Die „Revalſche 
Seitung“ hat nach einem kurzen Aufſchwung während der um- 
wälzenden Vorgänge in der ODeutſchbaltiſchen Partei im November 
1935, die leider nur vorübergehend den Beginn einer neuen Zeit ein- 
zuleiten ſchienen, heute wieder ganz in die altgewohnten Gleije 
zuückge funden. Da die Anteilnahme am Tun und Laſſen der 
deutſchen Parlamentarier auf dem Dom hier noch geringer iſt als in 
Lettland, Jo beschäftigt ſich das Revaler Blatt ſelten mit Fraktions⸗ 
politik, es füllt dagegen feine Spalten emſig mit vielleicht noch belang⸗ 
loſeren Einzelheiten über die in der Staatsverſammlung zur Beratung 
ſtehenden neuen Wahlgeſetze oder mit endloſen Unterſuchungen über 
jeden einzelnen Paragraphen der neuen Verfafſung. Es ſcheint die Sei- 
tung dabei wenig zu ſtören, daß das politiſche Leben des Landes ſchon 
längſt Wege eingeſchlagen hat, von denen ihre Leitartikel nichts zu 
willen ſcheinen, daß der Kampf auf der ganzen Linie entbrannt ijt, 
nicht etwa um Verfaſſungsparagraphen, ſondern um den 
Geiſt, der dahinter ſteht. Auf dieſer Front iſt es in Eſtland zu Kampf⸗ 
handlungen gekommen, die für die Erneuerungsbewegung 
Jiegreich verliefen. Weitere Kämpfe ſtehen noch bevor, da zur 
Durchführung der neuen Verfaſſung in Ejtland ſoeben eine Reihe von 
Wahlen vorgenommen wird: die Kommunalwahlen find ſchon 
erfolgt, während die Parlaments- und Präſidentſchaftswahlen noch be⸗ 
vorſtehen. Zu den letztgenannten bilden die Gemeindewahlen in Stadt 
und Land den Auftakt. Die eſtniſche Erneuerungsbewegung der Frei 
heitskämpfer iſt bei dieſen Wahlen zum erſtenmal als politifche 
Partei mit eigenen Wahlliſten aufgetreten und hat auf Anhieb ſtar ke 
Erfolge errungen, die nur den ewig Geſtrigen eine Aberraſchung 
geweſen find. Die Freiheitskämpfer werden bei den bevorſtehenden ent- 
ſcheidenden Wahlen die neuerlichen Erfolge auszubauen mijlen, jo daß 
der Endjieg ihnen zufallen dürfte. Kennzeichnend für die 
Joeben vorgefallenen Kommunalwahlen iſt die vernichtende Nieder 
lage der bürgerlichen liberalen Mitte, die ſo gut wie 
ganz zerrieben worden iſt. Die Marxiſten, der zweite Hauptfeind 
der Sreiheitskämpfer, verlaffen ſchwer angeſchlagen den Kampf- 
platz, während es der bisherigen rechten Slügelpartei, dem Bund 
der Landwirte, gelungen iſt, feine Stellung in den ländlichen Ge- 
meinden weſentlich zu feſtigen. Die Kataſtrophe der Mittel ⸗ 
partei und der Marxiften iſt indeſſen lediglich durch das au 
treten der Freiheitskämpfer entſtanden, denen auf dem flachen Lande 
10 v. H. aller Stimmen, in den Städten dagegen nicht weniger als 
35 b. 9. der Stimmen zugefallen lind. Wichtig iſt. daß die Freiheits- 
kämpfer in den beiden größten Städten im Lande, in Neval und 
Dorpat, die abſolute Mehrheit erſtritten haben und auch in 
Narwa, nach Neval dem wichtigſten Induſtriezentrum, nicht weit da⸗ 
von entfernt ſind. Was ehemals buͤrgerlich-liberal oder marxiſtiſch war, 
ſteht ſchon zum großen Teil unter den Sahnen der Erneuerungs- 
bewegung, während auf dem Lande der konfervative Bund der Land⸗ 
wirte die linksradikal eingeſtellte Neufiedlerpartei ausgeſtochen hat. 
Gewiß bedauerlich iſt der nicht unerhebliche Rückgang an deut- 
[chen Wahlſtimmen, der bei den Gemeindewahlen zutage getreten 
it. Surückzuführen iſt dieſe Erſcheinung wohl auf die vorangegangene 
und auch eben noch andauernde Deutſchen verfolgung. Wenn 
jedoch die „Nevalſche Zeitung“ von „gemachten Fehlern“ orakelt. ohne 
ſich über dieſe angeblichen Fehler näher auszulaffen fo ilt dazu zu Jagen, 
daß der Stimmenausfall zu einem Teil durch egbleiben der 
jüdiſchen Stimmen zu erklären ift, die bisher fteis für deutſche 
Kandidaten abgegeben wurden, zum anderen Teil durch das Ab⸗ 
Ichwimmen des nationalen Treibholzes, wie das ſtets 
in kritiſchen Seiten zu geſchehen pflegt. Beides ſind Erſcheinungen, die 
nur zur Seftigung und Stärkung der volksdeutſchen 
Sront in Eſtland beitragen werden. Rbs. 
* 


Litauen verweigert Arbeitsgenehmigung für Reichsdeutſche. 

Der Gouverneur des Memelgebieles, Navakas, hat mitgeteilt, 
daß er auf Grund der Vorſtellungen der entlaſſenen deutſchen Arbeiter 
und Angeſtellten die bekannten Kündigungen von über tauſend deut- 
ſchen Meuſchen noch einmal überprüft habe. Er hat den Entfchluf 
gefaßt, 176 Angeſtellten und Arbeitern die Arbeits- 
genehmigung endgültig abzuſchlagen, während etwa 
900 deutſchen Angeſtellten die Arbeitsgenehmigung für nur drei 
bis ſechs Monaten erteilt wird. Dieſes Ergebnis iſt immer 
noch Jo ungeheuerlich, daß zu einer günftigen Beurteilung der Ent- 
ſcheidung des Gouverneurs keinerlei Anlaß vorliegt. Die deutſch⸗ 
litauiſchen Beziehungen Jind durch diefe Entſcheidung er⸗ 
neut durch die Schuld Litauens einer außerordentlichen 
Belaſtung ausgeſetzt. 


1 — Die Ausſtellung 


„Der Oſten 
das deutſche Schickſalslaud“ 


erwartet auch dich! 
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Der polniſche Aufſtand in Polen. 


(28. Fortſetzung.) 
Vor dem Bazar. 
Wie der eingeleitet wurde, darüber gab es in dem Pro- 
tokoll 55 Hane Volksrates eine vielſagende und intereſſante Aus⸗ 
lage. Ein Herr W., der das Protokoll mit ſeinem Namen an Eides⸗ 
ſtatt unterſchrieben hatie, gab an, daß er zur Seit des Ausbruchs vor 
dem Bazar geweſen wäre. Vor dem Gebäude ſtand eine Kette von 
Poſten. Sie ſtand im Halbkreiſe, mit dem Nücken nach außen. In 
dem Halbkreije ſtand der polniſche Kommandant Lange. Dann muß ien 
die Sufchauer auf dem Platze zurücktreten. Ver Halbkreis erweiterte 
ſich. Darauf fiel ein Schuß unter den Poſten und gleich darauf be⸗ 
gann die Poltenkeite ein Feuer, die „drei Salven“ des Njepetki. 
Daß bei dem Schießen Platzpatronen verwendet worden ſind, iſt un⸗ 
wahrscheinlich. Der Platz geſtattete es bequem, auch Jcharfe Schüſſe 
durch Hochhalten der Gewehre gefahrlos zu machen. Haß in diefer 
Weiſe geſchoſſen wurde, ift auch von anderen Orten einwandfrei be⸗ 
obachtet worden. Das Cheater begann. Die Herren der „Million“ 
waren, wenn nicht die Suſchauer, Jo doch die aufgeſchreckten Zuhörer 
in einem Schauspiel, in dem die Polen tapfer mit Gewehrfeuer in 
Luftſchüſſen um ihre Freiheit rangen. Der Gegner im Kampfe fehlte 
eben. Das Gemehrfeuer war das Zeichen, daß nun auch die Wache 
im Kaiſerſchloß ein lebhaftes Feuer eröffnete und zwiſchenein auch 
reichlich Handgranaten warf, die zwiſchen dem hellen Gewehrfeuer 
wie Kanonenfeuer ertönten. Der Chrenhof vor dem Schloß war mit 
einem ſtarken, ſchmiedeeiſernen, paliſadenähnlichen Zaun umgeben. Die 
Core waren verſchloſſen. Das Seuer hörte ſich aus der Ferne an, 
als wenn ein Bataillon in Abwehr lag und Schnellfeuer gab. Es 
flaute zeitweiſe ab, um dann wieder einige Seit anzuwachſen. So ging 
das faſt fünf Minuten lang. Dann trat eine kurze Pauſe ein, auf 
die wieder lebhaftes Feuer folgte. Von polniſcher Seite hat man als 
Grund für die Schießerei am Schloß das Heranrücken der ſechſten 
Srenadiere angegeben, die einen Angriff auf das Schloß machten. Das 
iſt eine reine Erfindung. Die Sechſer haben die Kaſerne nicht ver— 
laſſen. Unter dieſen Zeichen begann die Beſetzung der offiziellen Ge- 
bäude am Wilhelmsplatz. Suerſt kam das Kaiſer-Friedrich-Mufeum 
heran. Es lag neben dem Bazar, von ihm nur durch die Neue Straße 
getrennt, in glänzender militäriſcher Lage und war mit ſtarken Mauern 
gebaut, alſo zum Angriff wie zur Verteidgung wie geschaffen. Es 
mar unbeſetzt und bis auf den Hausdiener auch unbewohnk. Man 
öffnete die verfchlojfene Tür mit dem Dietrich und beſetzte das Ge— 
bäude und ſtellte oben noch in dieſer Nacht ein Maſchinengewehr auf, 
das faſt eine Woche lang ſtehenblieb. Nzepecki hat hier wahrheits⸗ 
gemäß berichtet. Die Naczunſkei-Bibliothek war bereits in den Händen 
der Polen. Auch die Kommandantur ging durch Beſetzung glatt in 
die Hände der Polen über, und zwar ohne jeden Kampf. In Poſen 
ging ein Märchen um, das viel erzählt und tapfer geglaubt wurde: 
ein Jdjähriger Knabe hätte mit der Piſtole in der Hand die Kom- 
mandantur erobert. Einer Eroberung bedurfte es nicht. Die Polen 
ltellten die Wachen in der Stadt. Auch die Kommandoſtellen wurden 
von ihren Wachen bejett. Sie Jaken alſo von vornherein in den 
entscheidenden Stellen. Übrigens benutzte der Arbeiter- und Soldaten- 
rat die Näume der Kommandantur. Er war ſeit geraumer Seit falt 
gan; polniſch. Die Polen hatten alſo das Gebäude als Geſchäfts⸗ 
raume mit allem, was dazu gehörte, längſt in ihrer Gewalt. Nur 
offiziell nahmen fie es in ihre Hand und richteten ſofort in ihm ihre 
polniſche Stadtkommandantur ein. Die Beſitznahme war bis jetzt 
unter lebhafter Teilnahme der polniſchen Bevölkerung geſchehen, die 
gan; gut wußte, daß ihr trotz des Gewehrfeuers nichts geſchehen 


würde. So kam man izeipräſidium. ier traf man auf 
Widerstand. ans Polizeipräſidiu Hier traf 


Am Polizeipräſidium. i 

In dem Polizeipräſidium leitete Blankertz den Sicherheitsdienſt. 
Repeki und andere polniſche Schriftſteller zählen ihn den Offizieren 
zu Das trifft nicht zu. Vlanker war Offiziersdienfttuer, trug alſo 
neben den Abzeichen des Unteroffiziers den Offiziersdegen. Im Sivil⸗ 
gien war er Hauptlehrer bei Aachen. Er verkehrte in Poſen in 
reiſen der Lehrer und war in der Stadt wohlbekannt. Von ihm 
habe ich bereits berichtet, daß er eine Beſtechung der Polen zu dem 
Swecke. das Polizeipräſidium auszuliefern, von ſich wies. Der oligei- 
präfident ſelbſt hat in der ganzen Nevolutionszeit keine Nolle geſpielt. 
Die Seit ift über ihn hinweggegangen, ohne irgendeine Notiz von ihm 
zu nehmen. Die Verteidigung fiel alſo einem Manne zu, der dem 
Unteroffiziersitande angehörte und ein tapferes deutsches Herz be⸗ 
wahrte. Er hatte an dem 27. Dezember einen ſchweren Stand. Er 
wurde bereits am Vormittage von deufjcher Seite beſtürmt, die 
Ententefahnen beſeitigen zu laſſen. Die Polen widerſetzten ſich, und 
ie Verhandlungen zerichlugen ſich. Sreilich konnte die Entfernung 
nur mit Gewalt geschehen, und dazu wollte Blanbertz angeſichts der 
arobenden Haltung nicht greifen. Nun war es bei dem Umzuge der 
deutſchen doch zu der gewaltſamen Entfernung gekommen. Schilſſe 
fielen, Balgereien entſtanden hier und da. Der Tumult nahm auf 
em Wilhelmsplatz ftändig zu. Da rief Blankertz bei dem Fuß⸗ 
artillerie-Begiment Nr. 20 an und erbat Hilfe. Es war der zunächſt 
gelegene Truppenteil. Ein Zahlmeifter befehligte dort das Erſatz⸗ 
ataitlon. Gegen 5 Uhr nachmittags rückte eine Wachmannſchaft ven 
4 Mann mit zwei Majchinengewehren an und beſetzte das Polize'- 


Von Hermann Piſchke. 


präſidium. Vor der Tür wurden die beiden Maſchinengewehre auf 
geſtellt, Jo daß fie rechts und links den Eingang flankierten. Dazu 
wurde eine Poſtenkette mit Karabinern bewaffnet am Gebäude vor- 
geſchoben. In Berichten iſt immer wieder behauptet worden, daß dieſe 
Mannſchaften dem Seldregiment angehörten, das bereits in der Stadt 
eingerückt war. Das iſt nicht richtig. Das Seldregiment rückte zu 
der Zeit eben auf dem Nückmarſch auf Magdeburg zu. Sein Tagebuch 
5 darüber ſichere Auskunft. In der Stadt befand ſich nur der 
Reſt des Erſatzbataillons. Mannſchaften des Erjatbataillons fiel alſo 
die Aufgabe zu, die Schutzwache für das Polizeipräſidium zu ſtellen. 
Sie ſind innerhalb der Stadt die einzige kämpfende Truppe geweſen. 


Die Polen haben es ſich mit der Schuldfrage an dem Kampfe leicht 
gemacht. Sie behaupten, daß deutſche Soldaten eine Schießerei aus 
der Richtung des Polizeipräfidiums in der Richtung des Bazars 
begannen. (W. C. B. und „Kurjer Poznanfki“ Nr. 208 vom 29. De⸗ 
zember 1918), und daß die Aktion der polniſchen Soldaten nur eine 
Antwort auf den deutſchen Angriff war. Das iſt einfach und hatte 
den Vorzug, die Polen als Unſchuldslämmer gegenüber der „Miſſion“ 
und der Entente in den Klauen der deutſchen Wölfe zu zeigen. Ich 
habe gerade auf die Entſtehung des Kampfes mit ſcharfer Munition 
vor dem Polizeipräſidium viel Mühe verwandt, um ſie aufzuklären. 
Ich habe alle möglichen Leute, die an dem Auflauf vor dem Polizei- 
präſidium teilgenommen hatten, ausgefragt und bin ſelbſt mit ihnen 
an Ort und Stelle gegangen, um das Verichtete nachzuprüfen. Da 
die Kämpfer des 20. Seldartillerie-Negiments gleich nach dem Kampf 
aus Poſen verſchwanden, habe ich mir von dem Vater eines der Mit- 
kämpfer, der zu den 24 Mann zählte, die mit den Polen gemeinjam 
das Prälſidium durch die Nacht beſetzt halten Jollten, einen ſehr ein- 
gehenden Bericht geben laſſen. Alle Berichte, und fie kamen nicht, 
nur von deutſcher Seite, gaben klar zu erkennen, daß die Schuld an 
dem Ausbruch des Kampfes auf polniſcher Seite lag. Die Ereigniſſe 
liefen folgendermaßen ab: 


Als die Kommandantur beſetzt war, ſuchte man ſich auch des Poli- 
zeipräſidiums zu bemächtigen. Die vorgeſchobene Poſtenkette hinderte 
ein Eindringen der Polen. Es entwickelte ſich nun ein Spiel, das 
wohl eine Viertelſtunde dauerte. Polniſche Siviliſten ſuchten die 
Poſten, die gegen ſechs Schritt voneinander ſtanden, einzeln zu ent⸗ 
waffnen. Sie drängten ſich unverſehens zwilchen ſie, umgaben plötzlich 
einen oder mehrere Poſten und ſuchten ihnen das Gewehr zu entreißen 
und das Seitengewehr aus der Scheide zu ziehen. Die Poſten wußten 
ſich jedesmal mit großer Geſchicklichkeit und verzweifelter Segenwehr 
der Entwaffnung zu entziehen. Dabei wurden ſie immer mehr von 
dem urſprünglichen Standort abgedrängt. Die Angriffsluſt der Polen 
wurde immer ſtärker, die Gefahr für die Poſten immer größer. Darum 
jog Blankertz ſie zurück. Es blieben nur noch die beiden Maſchinen⸗ 
gewehre mit ihrer Bedeckung. Die Maſchinengewehre ſtanden einen 
guten Schritt ſeitwärts der Cür und ebenſoweit von den niedrigen 

teppenjtufen ab, gerade fo weit, wie es die Bedienung notwendig 
machte. Ungefähr 30 Mtr. von dem Eingang in das Präſidium befand 
ſich die Rückwand des Kaffees Hohenzollern. Es war alſo nach vorn 
kein freies Schußfeld. Die Läufe der Maſchinengewehre waren darum 
ſchräg Jeitwärts nach links und rechts gerichtet, da der Naum zwiſchen 
Kaffee und Präſidium menſchenleer gehalten wurde. Sie beitrichen . 
nach links hin die Straße bis zur Kommandantur und ebenſo nach 
rechts den Platz zur Ritterſtraße, doch nur in ſchräger Richtung. Nach 
dem Bazar hindurchzufchießen, war nicht möclich, da die Stellung der 
Maſchinengewehre nicht in der Flucht der Straße jtanden, und außer- 
dem die Straße an der rechten Seite des Wilhelmsplatzes in der Ver- 
längerung der Berliner Straße an beiden Seiten mit Bäumen be⸗ 
ſtanden war. Auch das Kaffee ſelbſt war mit Bäumen verkleidet. Ein 
freies Schußfeld nach dem Bazar war alſo nicht da. Plötzlich wurde 
von der Straße an der Kommandantur ein Angriff unternommen. Die 
Polen hatten ſich in Eile als eine Anwartſchaft auf das Meer auch 
eine Abteilung Matroſen zugelegt. Sie hatten bei ihnen einen doppelten 
Auf, den ingrimmiger Revolutionäre und den echter Packer. Sie 
waren die Lieblinge der öffentlichen polniſchen Meinung. Eine Linie 
dieſer Matroſen lief plötzlich auf das Präſidium zu, um die Mafchinen- 
gewehre zu nehmen und in das Gebäude einzudringen. Da tackten die 
Maſchinengewehre. Die Matroſen warfen ſich nieder und gingen in 
Deckung. Die Umſtehenden glaubten bei dem ſchnellen Niedergehen 
an Beinſchüſſe. Nach der Angabe der Artilleriſten find aber die erſten 
Ladeſtreifen Platzpatronen geweſen. Sie blieben alſo unbeſchädigt. 


Das Schießen übte eine unerhörte Wirkung aus. Die Suſchauer 
ſtoben nach allen Seiten auseinander. In wenigen Augenblicken war 
der Platz vor dem Polizeipräſidium und auch die Straße reingefegt. 
Auch von den Matrojen war nichts mehr zu ſehen. Unter dem 
Schutze des Kaffeegebäudes floh alles der Wilhelmſtraße zu oder ſuchte 
irgendwo unterzukommen. Das plötzliche Entkommen war für die 
dichten Menſchenmaſſen nicht ganz einfach, da die Wilhelmſtraße zur 
Martinſtraße und ebenso die Bergſtraße und die Neue Straße ab- 
aeriegelt waren. So drängte auch eine große Sahl von Polen in den 
Bazar, der ihnen ja nach feiner Lage vertraut war und wurden durch 
den hinteren Ausgang in die Ziegenſtraße herausgelaſſen. Durch ſie 
wurden ſpäter mancherlei Mitteilungen darüber laut, wie es im 
Bazar ausſah. (Fortſetzung folgt.) 
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Gſtland⸗Woche. 


Der Oſten wartet auf die Urlauberzüge. 


Im Februar werden die erſten zwölf Arbeiterurlauberzüge der 
N S. -Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ Cauſende von 
deutſchen Arbeitern aus den Sroßſtädten und Induſtriezentren in die 
ſchönſten Gegenden des Reiches zur Erholung bringen. Es iſt zu 
hoffen, daß durch dieſe großzügige ſozialiſtiſche Tat der Arbeitsfront 
ſchon im Laufe dieſes Jahres Tauſende und Sehntauſende 
deutſcher Arbeiter aus der Mitte und dem Weſten 
des Reiches Gelegenheit erhalten, auch den deut- 
ſchen Often kennenjulernen. Hier bietet ſich eine Gelegenheit, 
wie noch nie gegeben war, den Gedanken und das Erlebnis des Oſtens 
in die Neihen der deutſchen Arbeiterſchaft hineinzutragen, gerade in 
den Teil des Volkes, dem früher von Bonzen und Literaten Abneigung 
und geradezu Haß gegen alles eingeflößt, wurde, was Oftelbien heißt. 
Dieſe Gelegenheit, mit dem ſozfalen Sweck der Urlauber⸗ 
züge ohne lehrhafte Aufdringlichkeit nur durch 
das jwangloſe Erleben und Schauen eine gren;- 
und volkspolitiſche Erziehungsarbeit zu ver- 
binden, ſollte keinesfalls ungenutzt bleiben. Was Jonft durch müh⸗ 
ſeme und in ihrem Erfolg nur allzu oft zweifelhafte Propaganda- und 
Schulungsarbeit nur langſam in das Volk hineingebracht werden kann, 
das läßt ſich hier, indem man das Nützliche mit dem Schönen, das 
Ernſte mit dem Sreudigen vereint, leichter und ſchneller, eindringlicher 
und in gefälligerer Weife erreichen. Und die Bewohner der Grenz- 
provinzen ſelbſt, die im bayerifchen Oſten nicht anders als die in Ojt- 
preußen, in Schleſien oder fonſt in den grennahen Gebieten des Oſtens, 
werden den Mallenbeſach deutſcher Arbeiter nicht nur als eine wirt- 
ſchaftliche Hilfe in ihrer verzweifelten Not, ſondern auch als einen 
Beweis dafür anſehen, daß nicht nur einzelne, zahlenmäßig eng be⸗ 
grenzte Kreise, ſondern das Volk in ſeiner Geſamtheit Anteil an 
ihnen, an ihren Sorgen und an ihren Aufgaben nimmt. 


Qeerſchleliſche ragen in Senf. 


Der Januartagung des Völkerbundsrates lagen drei Beſchwerden 
der deutſchen Volksgruppe in Oſtoberſchleſien vor. Sie wurden am 
18. Januar in kurzer Sitzung erledigt. Die wichtigſte dieſer Be⸗ 
ſchwerden betraf das Julius hoſpital in ANybnik, ſie hatte 
den Völkerbundsrat ſchon mehrfach beschäftigt. Das Hospital war im 
Jahre 1927 vom Verein ſchleſiſcher Malteferritter in den Beſitz der 
‚Sürjorgegefellfehaft Königshütte“ übergegangen, deren Aufgabe es ift, 
je Not der minderbemittelten deulſchen Bevölkerung durch ambulante 
Kraukenpflege, Armenpflege und den Betrieb deutſcher Kranken- und 
Pflegeanſtalten zu mildern. Der Eintragung der Eigentumsübertragung 
wurden vom Grundbuchamt und von den polnischen Gerichten jahrelang 
alle erdenklichen Schwierigkeiten bereitet. Behördlicherſeits wurde für 
das Hoſpital eine kommiſſariſche Aufſicht beſtellt, wodurch der geordnete 
Betrieb des Hauſes naturgemäß ſtark beeinträchtigt wurde. Das 
Deutſchtum im Kreiſe Rubnik war vom Verluſt einer ihm beſonders 
wertvollen karitativen Anſtalt bedroht. Der Völkerbundsrat ließ mit 


bewährter Umſtändlichkeit die Rechtslage dieſes Falles in einem 
juriſtiſchen Gutachten prüfen. Dieſes Gutachten iſt gegen Polen aus- 
gefallen. Die polniſche Regierung hat daraufhin ihre Maßnahmen 
rückgängig gemacht. Dem Völkerbundsrat blieb jetzt nur noch übrig, 
das zur Kenntnis zu nehmen. Es hat immerhin ſechs Jahre gedauert. 
— Die zweite Beſchwerde betrifft die Verbote der deutſchen 
Seitungen in Oſtoberſchleſien. Sie bezieht ſich darauf, 
daß die deutſchen Heitungen von den polniſchen Behörden wegen der 
Veröffentlichung von Artikeln verboten und beſchlagnahmt werden, 
die von den polnischen Blättern unbeanſtandet gebracht werden 
können. Der Völkerbundsrat hat ſich damit begnügt, die Beſchwerde 
an die lokalen Inſtanzen zurückzuweisen. — Die dritte Frage, die Be⸗ 
ſchwerde des deutſchen Minderheitsangehörigen Rrziolek, hat lich 
für den Nat durch die Bekanntgabe des Urteils der polniſchen Ge- 
richtsinſtanzen erledigt. 


Danziger Berkehrswerbung in Berlin. 


„In Berlin, Unter den Linden 16, wurden am 16. Januar die neuen 
Räume des Danziger Verkehrsbüros eingeweiht. Senator 
Batzer kennzeichnete die Aufgabe des Büros: Es ſolle nicht nur Aus- 
kunft über Reifen nach der alten, ſchönen Stadt Danzig vermitteln, 
ſondern das Sentrum der ganzen Fremden werbung 
im deutſchen Vaterlande fein. Alle Vorbereitungen für 
Kundgebungen, Ausftellungen, Ausflüge und Pauſchalreifen nach 
Danzig ſollen hier getroſſen werden und außerdem ſollen dieſe Räume 
für die Danziger in Berlin und im Reich und diejenigen, die ſich aus 
Danzig in Berlin aufhalten, ein Stück Danziger Heimat ſein. 


2 Nichlaner kennung der polniſchen Srenze.“ 


Das Bezirksgericht in Königshütte hatte vor einiger Zeit den 
Minderheitsſchullehrer Morzek zu 1000 Zloty Geldſtrafe verur- 
teilt, weil er auf einer Poftanweilung dem Namen des liberweilungs- 
ortes Cezew (Dirſchau) das Wort „Westpreußen“ hinzugefügt 
hatte. Der Verurteilte hatte Berufung eingelegt. Das Gericht be⸗ 
tätigte jedoch das Urteil mit der Begründung, daß die Hinzufügung 
des Wortes Weſtpreußen eine „Nichtanerkennung der pol 
a 11 chen Grenze“ bedeute. Der Angeklagte hätte als Lehrer wiſſen 
müſſen, daß der Überweiſungsort innerhalb der Grenzen des polniſchen 
Staates liege. 


Aufftändijche nehmen Reiſtaus. 


Auf das Volksbundheim in Altdorf bei Pleß wurde 
in der Nacht zum 20. Januar durch polniſche Aufſtändiſche ein ber- 
fall verübt. Gegen Mitternacht hörte der Verwalter des Heimes 
mehrere polniſche Kommandos. Er ſchaltete Jofort die große Hof⸗ 
lampe ein, die jedoch von den Aufftändiſchen zerſchoſſen wurde. 
Danach ſchlugen die Aufftändifchen die Fenſterläden und Senſterſcheiben 
ein. Als der Verwalter des Heimes die Signal-Lärmeein⸗ 
richtung einſchaltete und damit den ganzen Ort rebelliſch machte, 
ergriffen die Aufſtändiſchen die Flucht. 


Aus der Arbeit des Bundes Deutſcher Oſten. 


Die Landesgruppe Berlin des BDO veranſtaltete in der Chrenhalle 
der Oſtausſtellung eine Schleſiſche Sedenkeſtunde, in deren Mittelpunkt 
der Vortrag des mit Schleſiens Verhältniſſen beſonders vertrauten 
Ortsgruppenführers im Bund Deutjcher Often, Rektor -Polik, 
über das Thema „Deutſche ſeid ihr, vom höchſten Willen geprägt“ 
(Hermann Stehr) ſtand. Ausgehend von dem Schacher, der in Ver- 
Jailles um Schlefien getrieben wurde feste der Vortragende den 
[nam Basen jeeliſchen Kampf der Oberjchlefier um ihr Deutſchtum auf. 

rgermaniſcher Beſitz ſei Schleſien ſtets geweſen, wenn auch vorüber⸗ 
gehend Slawen das Land ſich angeeignet hätten. Deutſche hätten es 
wieder mit der friedlichen Waſſe des Pfluges jurückerobert und Kul- 
kur hineingetragen. Schon die Chroniſten beſagten, daß das Geiltes- 
leben in dieſem Lande ftets deutſch geweſen ſei. So ſei es auch heute 
trotz willkürlicher Herſtückelung. Nach einem geſchichtlichen Überblick 
über die Seit Friedrichs des Großen, der damals um eine großdoutſche 
Sdee gekämpft habe, und über die napoleoniſche Zeit, ſtreifte der 
Redner den Weltkrieg, mit dem für die Oberſchleſier der Krieg noch 
lange nicht beendet war. Zeugen doch Grabkreuze aus den Jahren 
1020 und 1921 von den für die Freiheit der heimatlichen Scholle Ge- 
follenen, den erſten Gefallenen für das Dritte Reich: Dieſer gigantische 
Grenzkampf habe Wunden gefchlagen, die nicht heilten und nicht heilen 
Jollen, bis die Schmach von Verjailles, wo vier §remdſtämmige — ein 
Tscheche, ein Braſilianer, ein Spanier und ein Chineſe — das am 
Herzen eines jeden Deutſchen nagende Schandurteil über Oberjchlefien 
efälft hätten, wiedergutgemacht ſei. — In einer markigen Nede ſchil⸗ 
derte ſodaun Salons ca, der Führer einer Frelwilligen-Kom⸗ 
kan: in den Oberſchleſien-Kämpfen, die Schickſalszeit der Grenz- 
evölkerung, als das Land zum Tummelplatz verantwortungsloſer 
Elemente geworden war. Ein verzweiſelles Ringen um jedes Stückchen 
Erde ſei entſtanden. Gegen drei Fronten habe man kämpfen müffen: 
das Tolentum, den Kommunismus und leider auch die eigene Negie⸗ 
rung, die das oberſchleſiſche Volk ſeinem Schickjal überlaffen hatte. 
Dieſes große Ringen ſei der Auftakt zu Deutſchlands Erneuerung ge- 
wesen. Der Nedner ermahnte ſodann, im Geiſte dieſer Toten weiterzu⸗ 
arbeiten, denn dann würde kein Stück deutſches Land in Zukunft mehr 
geraubt werden. 


Die Landesführung Pommern hatte am 12. Januar die Vertreter 
der Behörden, der nationalſozialiſtiſchen Verbände und Organijationen, 
der Jugendorganiſationen und der früheren Grenzlandvereine zu einer 
Beſprechung geladen. Landesführer von Wedel⸗Fürſtenſee ſprach 
zuerſt über „Die Aufgaben des BDO und ſeine Bedeutung für das 
Leben unferer Provinz‘, Er ging von der grundlegenden Umſtellung 
der deutſchen Außenpolitik ſeit der Machtergreifung des National- 
fozialismus aus und betonte, daß ſich die zukünftige Arbeit des Bundes 
dieſer grundſätzlichen politiſchen Einftellung anpaſſen und unterordnen 
milie. clchr meyr Allein die Pflege der Vergangehyert, jondern be⸗ 
wußte Einftellung auf die Gegenwart und aktive Mitarbeit in allen, 
den deutſchen Oſten berührenden Fragen ſeien dieſe neuen Aufgaben. 

Sie werden den Sinn haben, das Geſicht des deutſchen Volkes wieder 
nach Oſten zu wenden, damit es erkenne, daß die Oſtprobleme ein 
weſentlicher Beſtandteil des eigenen volklichen Daſeins ſind. — Im 
— ——é 


j „Volk bricht auf.“ 

In Anweſenheit zahlreicher Vertreter der Behörden der RS OA P., 
des Nundfunks und der Preſſe gelangte in dem alten Schinkelbau in 
Frankfurt a. O. das Schauspiel „Volk bricht auf“ des, oſtmär⸗ 
kiſchen Dichters Herbert Böhme zur Uraufführung. Herbert 
Böhme, der 1%7 in Frankfurt a. O. geboren wurde und zurzeit Ab⸗ 
teilungsleiter der Berliner Sunkftunde iſt, hat ſich bereits als Luriker 
einen Namen gemacht. In ſeinem rhuthmiſch beſchwingten, mit⸗ 
reißenden Schauſpiel „Volk bricht auf“ greift der Dichter auf das 
Kleiſtſche Nobert-Guiskard-Motiv zurück und geſtaltet es frei zu 
einem erſchütternden völkiſchen Drama. Böhme ſtellt im Gegenſatz 
zu Kleiſt nicht den Herzog Guiskard, Jondern den Herzogsneffen Abä- 
lard, in dem die Seele des ganzen Normannenvolkes verkörpert iſt, 
in den Mittelpunkt der Handlung. Das Schauſpiel, deſſen erſte Nieder- 
ſchrift lange vor der Machtübernahme Adolf Hitlers entſtand, iſt er⸗ 
füllt von dem Gedankengut der nationalſofialiſtiſchen Bewegung und 
getragen von dem Erleben der erwachenden Nation. Das ausver- 
kaufte Haus nahm die Aufführung, die unter der Spielleitung des 
Intendanten Robert Bürkner ftand, mit ſtürmiſchem, nicht 
endenwollendem Beifall auf. 


EE 


Auftrage des Sauleiters ſprach, dann Gauwirtſchaftsberater Dr. 

at über „Der Nationalfozialismus und der Deutliche Often“. 
Der Nationalſozialismus wiſſe, daß die bisherige Wanderung vom 
Olten nach dem Welten, vom Land in die Stadt endlich in das Gegen- 
teil umgewandelt werden miſſe, weil er nur dann jedem Deutſchen 
wieder das Recht auf Arbeit garantieren könne. So habe der Oſten 
für den Nationalfozialismus, innenpolitiſch geſehen, eine ſehr große 
Bedeutung. Hier ſoll wieder eine Verwurzelung deutscher Menschen 
mit deutſchem, noch ungenügend erſchloſſenem Boden erfolgen, hier ſoll 
eine kräftige mittelſtändiſche Wirtſchaft aufgebaut werden. Der Often 
Toll wieder die Lebensquelle des geſanten deutſchen Volkstums werden, 
aus der es ſich erneuern wird. — Der Führer der Untergruppe Mittel- 
pommern, Studienrat Dr. Schmidt Stettin, ſchloß die Beſprechung 
mit einer rn der Wege und Ziele zur Durchführung 
der neuen Arbeit. 

* 

Im Auftfaal in Hannover fand am 21. Januar eine große Südoſt⸗ 
Kundgebung des BDO ftatt. Es ſprachen nach einer einleitenden Rede 
des Landesführers Cuno w, der die Bejfiehungen Miederſachſens 
zum Often beleuchtete, im Namen der baheriſchen Regierung der 
daueriſche Geſandte in Berlin, Miniſter Sperr, und für die ſächſiſche 
Regierung Hanns Beer. Miniſter Sperr führte u. a. aus: Die 
blutenden Srenzen Baperns liegen im Often, von Paſſau bis Hof, 
und im Weſten, wo die Pfalz an Elſaß⸗Lothringen grenzt und im 
Saargebiet eine tiefe Wunde im deutschen Neichskörper klafft. 
Einer Srenznot im Oſten war man ſich in Bauern früher niemals 
bewußt. Drüben lag ein befreundeter Staat. Volksnöte, wie ſie 
damals ſchon im böhmischen Leben fühlbar waren, reichten in ihrer 
Wirkung nicht an den baueriſchen Grenzraum heran. Die Wirtſchaft 
konnte bei offenen Grenzen gedeihen. Cine militäriſche Gefahr war 
nicht vorhanden. Das hat ſich nun alles gründlich geändert. Volks- 
not, Wirtſchaftsnot und militäriſche Gefahr kennzeichnen das Nach- 
kriegsbild der bayerifchen Grenze im Oſten. Miniſter Sperr ging auf 
die Verhältniſſe in der Oſtmark zwiſchen Paſſau und Hof des näheren 
ein und richtete zum Schluß den Appell an alle, dem bedrohten und 
hungernden Grenzlande zu helfen durch den Beſuch diefes herrlichen 
Landes und durch den Kauf ihrer hochwertigen Erjzeugniſſe. Hanns 
Beer verlas darauf ein Schreiben des jächſiſchen Minifterpräjidenten 
von Killinger, das folgenden Wortlaut hatt: 5 

„Mit freudiger Senugtuung begrüßt es die ſächſiſche Regierung, 
daß die Werbeveranſtaltung der Landesführung Niederſachſen für den 
Bund Deutſcher Oſten ſich auch mit den Jächſiſchen Grenzlandproblemen 
beſchäftigen wird. Daß wir bei den Oſtfragen auch die wirt⸗ 
[chaftliche und kulturelle Bedrängnis des Sudeten⸗ 
deutſchtums nicht vergejlen dürfen, iſt immer mehr Gemeingut der 
e Meinung in Deutichland geworden, nachdem die nationale 

rhebung den Blick geſchärft hat für die Fragen, die als deufſche 
Schickſalsfragen anzuſprechen find. Wurde früher in Sachſen infolge 
des beſtehenden Bündniſſes mit der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie 
die ſächſiſch-böhmiſche Grenze als Reichsgrenze kaum empfunden, ſo 
iſt jetzt unſer Nachbar wirkliches Ausland geworden, was uns bei 
unſerer raſſe- und kulturmäßigen Verbundenheit mit dem Sudetenlande 
Ichmorzlich fühlbar ift. . 
ie ſächfiſche Regierung, die eine über 500 Kilo- 
meter lange Reihsgrenge im Oſtraum zu betreuen 
bat, iſt fih der befonderen Verantwortung dieſer 
Srenzlage bewußt. Nirgends im deutſchen Grenzraum wohnen 
auf engem Raum Jo viele Menſchen wie im ſächſiſchen 
Gebiet. Nirgends find die Arbeitsloligkeit und die Not der 
Bevölkerung größer als bei uns. Pflicht aller Deutſchen ift, unſere 
Volkesgenoſſen an der Grenze, die Tag für Tag unter befonders harten 
wirtſchaftlichen Bedingungen um ihre Exiſtenz ringen, in ihrem Aus- 
harren auf Vorposten zu ſtärken und zu ſtützen. Das muß geſchehen 
durch Beſuch unſeres ſchönen Srenzlandes mit ſeinen 
Wäldern und Bergen vom Sittauer Gebirge über die Sächſiſche 
Schweiz und das gewaltige Mafſiv des Erzgebirges bis ins Vogtland; 
das muß aber ebenjo Need durch ausdrückliche Berückſichti⸗ 
tung der Grenzland Wirtſchaft, die im ſächſiſchen Gebiet 
lol durchweg Heiminduftrie iſt. Von der Cextilindujtrie im Sittauer 
demdiet über die Kunſtblumeninduſtrie im Neujtadt-Sebniter Bezirk, 

d Hol- und Spielwarengewerbe im Erigebirge, der Polamenten- 
und Spiteninduſtrie im Vogtland und ſchließlich bis zur Muſik⸗ 
inftrumentenfabrikation in Klingenthal und Markneukirchen im Vogt⸗ 
oh ift eine faſt ununterbrochene Kette von Wirtſchaftsbetrieben, in 
enen eine leit Jahrhunderten durch die Anfpruchsiofigkeit und ihren 
Sils bekannte Vevöfkerung ihrem Broterwerb nachgeht und dabei mit 
Sähigkeit eine nationale Aufgabe erfüllt: die geliebte Heimaterde zu 
hüten vor dem ondringenden Sladentum. Wenn ſich daher das 
Hrenzland Sachſen an das deutſche Binnenland mit der Bitte wendet, 
die ſaͤchſiſche Grenzinduſtrie durch Verückſichtigung bei Aufträgen zu 
AInterſtützen, fo i das nicht uur eine Bitte im Intereſſe der beteiligten 
Wirtſchaftsbetriebe, ſondern auch eine Bitte im elementarſten Intereſſe 
der Erhaltung des Deutſchtums. In dieſem Sinne begrüßt die ſächliſche 

egterung von Herzen die Werbeveranftaltung der Landesführung 
Diederſachſen des Bundes Deutſcher Often.“ 

Mm Im Anſchluß hieran ſprach Hanns Beer unter der lebhaften Ju- 
mmung der Zuhörer noch über das Problem des Grenzlandes Sachſen 
eis ein Geſamtproblem des deutſchen Oſtens und Südoſtens. 
102 Schluß gedachte der Landesführer Cuno w noch des preußi⸗ 
1 0 Südoftens, des oberſchlefilfchen Srenzlandes, indem 
eſonders die Bedeutung des Jahres 1937 für die zukünftige 
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weiterhin günſtig entwickelt. 


%%% %%% %%% %%% %%% %%% %% 


Schickſalsgeſtaitung Oberſchleſiens hervorhob. — Zur würdigen Aus- 
geſtaltung der Kundgebung trugen die Mujikjtücke des Muſikzuges der 
SA-Motorjtaffel Ar. 61, die Nezitationen mehrerer Mitglieder des 
BDO ſowie die oberbayerischen Baperntänze wirkungsvoll bei, 


Mitteilungen des BIO, 
Der Bundesführer, 


Eine in der Weihnachtszeit hervortretende Erkrankung zwang mich 
bereits kurz nach Neujahr zu einer Ausſpannung. Ich danke allen, die 
jeitdem meiner und meines Wirkens in Treue und oſtmärkiſcher Ver- 
bundenheit gedachten! 

Bald habe ich den Schirmherrn unferes Bundes, Gauleiter 
und Oberpräſident Wilhelm Kube, zwecks völliger Wieder- 
erlangung meiner Geſundheit um Urlaub gebeten. Ich erhielt darauf 
folgendes Schreiben: 


Verlin⸗ Charlottenburg, den 24. Januar 1034. 
An den Reichsführer des Bundes Deutſcher Often 
Herrn Dr. Stanz Lüdtke, Berlin. 


Mein lieber Herr Parteigenoſſe Dr. Lüdtke! 

Sie haben den dringenden Wunſch geäußert, zum Zwecke der 
Wiederherſtellung Ihrer Sejundheit beurlaubt zu werden. Indem 
ich Ihrem SGeſuch entspreche und hoffe, daß Sie Ihre verdienft- 
volle oſtmärkiſche und nationalſozialiſtiſche Arbeit recht bald 
wieder aufnehmen können, bernje ich zugleich Herrn Pg. Wil⸗ 
helm Müller ⸗Nüderdorf, Mitglied der Gauleitung 
Kurmark und des Reichsführerrats des Bo, mit ſoſortiger 
Wirkung zum 2. ſtellvertretenden Reichsführer mit der Voll⸗ 
macht, Sie in allen Angelegenheiten des Bundes zu verkreten, 
jelbſtverſtändlich unter Mitwirkung des I. ſtellvertretenden 
Reichsführers Pg. Dr. Thiele. 


Mit herzlichem Gruß und Hitler⸗Heil 
Ihr ſehr ergebener 


gez. Wilhelm Kube, 
Schirmherr des Bundes Deutſcher Oſten. 


Ich danke meinem verehrten Gauleiter Wilhelm Kube, dem 
Schirmherrn des BDO, herzlich für ſeine jo freundlichen Worte und 
Wünſche und begrüße es mit beſonderem Dank, daß er feinen Mit- 
arbeiter im Sau Kurmark, den mir ſeit 20 Jahren in Arbeitskamerad- 
ſchaft und Freundschaft verbundenen oſtdeutſchen Dichter und Schrift- 
teller Pg. Wilhelm Müller -Nüdersdorf in die aller- 
engſte Bundesführung berufen hat. Ich bin überzeugt, daß alle Mit- 
glieder des BO zu ihm in derſelben Treue ſtehen werden, in der fie 
mit Pg. Dr. Thiele und mir verbunden find. 

Heil Hitler! 
x Dr. Sranz Lüdtke. 


Der Oberſte SA.-Führer hat unter dem 9. Januar in einem 
Schreiben an die Bundesführung des Bundes Deutſcher Oſten be- 
kanntgegeben: 

„Auf das Schreiben vom 11. Dezember 1933 teile ich mit, daß der 
Bund Deutſcher Oſten nicht als ein politiſcher 
Klub anzuſehen iſt, zu dem die Sugehörigkeit für die der Oberſten 
SA.-Führung unterſtellten Sliederungen verboten iſt. Gegen den 
Beitritt von Angehörigen der SA. zum Bund Deutſcher Oſten it 
nichts einzuwenden.“ 


Buchbeſprechung. 

Die unſterbliche Königin. Von Elfe v. Hollander ⸗Loſſow. 
Verlag E. A. Seemann, Leipzig. 335 S. Geb. Preis 4,50 NM. — 
Wie Friedrich der Große im Herzen eines jeden Deutſchen fortleben 
wird, ſo iſt es Luiſe, Königin von Preußen, unter den Frauen, die 
unferem Herzen und unſerer Seit beſonders naheſteht. Elfe v. Hol- 
lander-Loſſow führt uns mit ihrem Buch „Die unfterbliche Königin“ 
nicht nur das Leben dieſer vom Schickſal jo hart verfolgten Frau vor 
Augen, das Buch gibt uns vielmehr einen tiefen Einblick in das Weſen 
diejer mit Recht Jo bewunderten Königin. Schön und gut, gereift durch 
das unendliche Leid, eine vorbildliche Mutter, die kluge Natgeberin 
ihres Gatten und ihrem Volke ſutiefſt verbunden, Jo ſteht ſie vor 
unſern Augen, dieſe einmalige Srau. L. Ch. 


6 v. H. Reichs ſchuldbuchforderungen. 

Die Kurſe der Reichsſchuldbuchſorderungen haben ſich in deu letzten Wochen 

Da die Kurse auch der ſpäten Fälligkeiten nicht 
mehr weit vom Auszahlungswert der Schuldbuchforderungen entfernt find, Hit 
nur noch mit einem geringen Kursgewinn zu rechnen. Eine größere Steigerung 
kaun u. E. nur durch eine bevorzugte Behandlung bei der Zinsheralſetzung 
nuter Umſtänden eintreten. Am 24. Jauuar wurden ſolgende unverbindtiche 
Verkaufskurſe genannt: 


1 11 1 11 
19314 901% MM, 109090 96 951 
1935 995 99 1910 96 77 
190. 99 981½ 1841: - 2.0 120% % 949 
19377 90 97¹5 19412 94 94. 
1 97 98175 1943/48 . 9⁴ 94 

Wiede raufbauzuſchläge: 19445 5912 v. H., 1946-48 591 v. H. 
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Hausgrund stück 


in Fürſten walde⸗Spree, 4 Zimmer, 
Bad, ausgb. Manıarde, (2 Zimmer 
und Küche) mit gr. Garten, maſſ. 
Stallung (j. Werkſtatt), Auffabrt, 
paſſ. 00 Sk, Zahnarzt uſw, 


Preuß. Staats- Lotterie !sſ 
I Achong: vom J. rer. Beachtet 


L 5 K Ziehung: vom 8. Feur. 
O0SE 9. KI. bis 14. Marz 1934| ° 
Zu haben beı Staatl. Lotterie-Einnehmer 


Berlin 00 35, Potsdamer Str. 116u 


2 2 
Lioinna. Ecke Lützowstraße. 


trüher in Kattowitz, O.-S. 


die Anzeigen 
im „Oſtland“ 


für 18000 
zu verkaufen. i 
Anfragen unt. 3054 a d. „Oſtland“ 


Tel. B 2 Lützow 3686. erbeten. 


Soeben erſcheint: 


Das Grundlagenbuch zur neuen Oftpolitif 
Georg Cleinow 


Der Verluſt der Oſtmark 


Oftmärker! 
Proviſionsfreil 


Glänzende Existenzen! 


Anzahlung RMͤ. 


Mühlengrdſt. b. Malchin (Meckl.), 3 Baulichkeiten: 


a) Alühlengeb., b) Nebengeb., e) Wohnhaus; 


: Simmer, Küche, Speifekammer, Bodenraum 15 ooo 
Ganzleinen AM 7.20 a u. e b. Soſſen (Selten günjtige 
1 9 elegenheitt⸗ꝛꝛꝛꝛ nen 1o oo 
i 1 9 mentariſch in geſchichtlichem Zuſammenhang den . e e eee 
> ie. Mu u tar 1 e 1 1 2 + ng F 
letzten At der Oftmarlenkataſtropbe dar Indem es diere Vorgänge mit dem N 8 l bek. Stadt d. Prov. Sachſen .... n. Vereinb. 
kriliſchen Blick deſſen ſchudert, der die verderblichen Kräfte ſchon damals erkannte an haus- Villa i. d. Sächf. Laufitz, als Nuheſitz od. 
be bekämpfte, eraeben Nic) bebeutiamg Schtüffe für Die Gtrmdlanen und Notwendig. Stemdenpen]. i. Sommer u. Winter gleich geeignet 15 00 
eee Segen de e d a8 a Be Wegen Heſchäftsbaus 1. bel. Badeort d. Probing MEN 
: \ : 9 N die‘ Sachen 0 
Trasse ae Cofe-Reftaur. i. Srankfurt a. . (evtl. auch zu 
Ausführliche Sonderproſpelte kostenlos lieferbar 70 m. eig. Konditorei, kalt. Bufett, Bier- 
Oſtmärtiſche Verſandbuchhandlung Max Euliz Iünke, Speile-etaur. u. Sioorrenkiosk en dee 
Torgau a. E. Markt 5 Poſtſcheckkonto Leipzig 962 76 ne Vile mit od ohne Opt en 294 an 
9 E. pzig Landhaus- Villa mit od. ohne Obftgarten i. d. Sächl. 
Lauſitz (Als Ganzes od. geteilt verkäufl.) Idealer 
ee Ne ng N 18 2 h e eee 30—34 300 
illengroͤſt. tivatfit) i. bek. Oſtſeebad Nähe 
j Treptow (Negoe: 20.000 
BESUCHT DIE Aus tellung Kurhaus a. d. Peripherie v. Dresden (Selt. Se- 
legenheit 3. Exiſtenzgründunn 2. 30 000 
4 n SEN m en b. Finken⸗ 
walde (Für Nationalſozialiſt——— o ooo 
Der Osten das eutsche Villengrdſt. i. Oubin (Lauf. Gebirge z 20.000 
= e c u. e i. d. 
tenzmark, Nähe einau DT) nee 25 000 
Schicksalsland Lederwarenfabrik i. d. Niederlauf., Nähe Kottbus. 
Vollbeſchäftiger Betribu·ͤ· UU 50 odd 
Waldgrdſt., 30 km vor Berlin, hervorragend ge- 
— Ba Br en En nn Er- 
; olungsbeimes f. Angeſtellte, Entbindungsheimes 
Berlin N 54, Lothringer Straße 1 Hotels oder Penſionshauſes oder dergl. 
Nähe Horſt · Weſſel - Platz. 8900 8 dete reis: 1125 40 5 Be, 1725) 
1 ohn- u. Geſchäftshaus m. flottgeh. Herren-Art.- 
(Fernruf D2 Weidendamm 9730/31.) Geſchäft i. lebb. Stadt 50 km vor Berlin (Vor- 
0 (Soldgrubel) Eee RER = 24 000 
Geöffnet täglich von 10 bis 20 Uhr. Eintritt 0,20 H. ehh Ale 1 & be, Soleban aölen Dis Weir 
Kinderheim ufw. geeignet 10 000 
Junggeselle Die Beleidigungen Villengröſt. (Saadbaus) i. d. Dübener Heide 20.090 


Landwirt, 33 Jahre alt, evang., in meinem Brief vom 5. 1. 1934 
mit 5000 RM. Vermögen u. volllt. gegen den früheren Mühlenbeſitzer 
2⸗Zimmer⸗ Einrichtung, wünſcht K. örnig aus Karczewo, Kreis 
Einheirat in Lanswirtſchaft oder Tuchel, nehme ich hiermit zurück 
Dame nu entſprechend. Vermögen ae Behauptungen waren un⸗ 
wecks Gründung einer eigenen . 8 
Existenz kennen lernen. a Belgard a. Perſ., Burgſtr. 3 
Vermtlg. d. Verwandte angenehm. Hermann Splittſtoeßer, 
Zuſchr. unt. 3057 a. das Oſtland erb. [früher poln. Cekzin, Krs. Tuchel. 


Aufbaukredit 


für Grenz- u. Auslands deutsche G. m. h. N. 
Berlin W. 30, Motjtrake 22. Tel. B 5 Barbaroſſa 9061. 


Verwertung von 


6% Reichsschuldbuchforderungen 
durch Verkauf und Beleihung 
Vermittlung von Versicherungen j. Art 
Beratung in Vermögensanlagen 
und allen Kreditangelegenheiten 
Abwicklung all.bankmäßigen Geschäfte 
rr 


Mahl- u. Slmühle u. Schälerei (5 Co. Cageslſtg.) 
u. zugehörigem Wohnhaus i. bedeut. Stadt d. 
Niederlauf. Im ganzen oder geteilt verkäuflich 

Einfam.-Villa i. Landhausſtil a. d. Peripherie d. 
Sächſ. Haupt- u. Neſidenzſtadt Dresden . 

Billengröft. i. bek. Oftfeebad (Außer als Privatſitz 
auch jur Einricht. als Penſion od. dergl. geeignet 

Wohnhaus i. Sentr. d. Stadt Dresden (Hervor- 
ragend geeignet auch als Lagerhaus f. Induſtrie- 
u. Handels-Sirmaaaa en 288 

Konzertcafè (weltſtädtiſch) i. Frankfurt a. M. (Glänz. 
Exiſten) reis: 

Ein- bis Sweifam.-Villa i. d. bekannt. Luftkurort 
Strausberg b. Berlin ELITE SEHEN 

Landwirtſch. nahe Stettin, Baulichkeiten: a) Wohn- 
haus, b) Stallgeb., c) Scheune, d) vier Arbeiter- 
Wohnhäuſer . 

Wohn- u. Geſchäftshaus m. gutgeh. Hemiſchtwaren- 
handel i. d. Nähe v. Bamberg . 

Hotel- u. Neſtaurat.-Grdſt. m. Saal i. Görlit, i. 
Erdgeſch. d. Grundſtückes: 7 Läden .. Preis: 

Fabrikgrdſt. m. Wohnvilla i. bedeut. Induſtrieort 
Thüringens F 

Villa in Berlin-Neinickendorf, 9 Zimmer, Seiten- 
gebäude 2 Simmer 

Wohn- u. Zabrikationsgebäude i. Nürnberg.... 


Bild-Proſpekte koſtenlos durch: 


n. Vereinb. 
2025 000 
19 000 


u. Vereinb. 
30 000 
8 dod 


n. Vereinb. 
5 ooo 

125 000 

70 80 ooo 


40.000 
40-50 ooo 
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